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1. Einleitung 
Die Organtransplantation ist heutzutage ein fester Bestandteil in der 
medizinischen Versorgung der Bevölkerung. Sie hat sich in den letzten 
Jahren erheblich entwickelt und rettet Menschenleben, vorausgesetzt ihr 
stehen übertragbare Organe zur Verfügung. Durch diese Entwicklung ist 
auch der Bedarf an Spenderorganen deutlich gewachsen. In Deutschland 
stehen derzeit rund 10.585 Patienten und Patientinnen1 auf der Warteliste 
für ein Spenderorgan.2 Von ihnen sterben jährlich etwa 1.000, da für sie 
ein geeignetes Spenderorgan nicht rechtzeitig zur Verfügung steht.3 
Aufgrund dieser Zahlen lässt sich ein deutliches Missverhältnis zwischen 
Angebot und Nachfrage an Spenderorganen feststellen. Im Jahr 2014 
wurden in Deutschland insgesamt 3.488 Organtransplantationen 
durchgeführt4, hiervon waren allerdings die wenigsten Spenderorgane aus 
Deutschland, wie sich aus der nachfolgenden Statistik erkennen lässt, da 
sich die Zahl der deutschen Organspender in den letzten Jahren deutlich 
verringert hat. Im Jahr 2014 wurde der bisherige Tiefpunkt mit 864 
Spendern erreicht. 
                                                          
1
 Um den Lesefluss zu erleichtern wird auf die weibliche Form verzichtet und vorwiegend  
  das Maskulinum verwendet, wobei immer beide Formen angesprochen werden sollen.  
  Falls eine eindeutige Bezeichnung des Geschlechts für das Verständnis nötig ist, wird  
  die entsprechende Form verwendet. 
2
 Vgl. https://www.eurotransplant.org/cms/index.php?page=pat_germany [13.04.2015]. 
3
 Vgl. Middel et al: Förderung der Organspende (2012), S. 55. 
4
 Vgl. https://www.eurotransplant.org/cms/index.php?page=pat_germany [13.04.2015]. 
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Abbildung 1: Zahl der Organspender in Deutschland bis 2014 
5 
Angesichts des demografischen Wandels in Deutschland kann nicht 
davon ausgegangen werden, dass sich der Organbedarf in Zukunft 
verringern könnte6, daher soll Ziel dieser Arbeit sein, Lösungsansätze 
aufzuzeigen, die die Spendenbereitschaft für Organe in Deutschland 
erhöhen, und somit den eben angesprochenen Organmangel reduzieren 
könnten. Hierbei sollen sich die möglichen Lösungsansätze ausschließlich 
auf Deutschland beschränken. 
Im ersten Abschnitt soll zunächst ein kurzer Überblick über das geltende 
Recht zur Transplantationsmedizin, dem sog. Transplantationsgesetz, 
gegeben werden. Dieses befasst sich sowohl mit der Transplantation von 
Organen, sowie von Geweben. In dieser Ausarbeitung soll es allerdings 
ausschließlich um die Organtransplantation gehen. Auf den, im 
                                                          
5
 Entnommen aus Statista:  
  http://de.statista.com/statistik/daten/studie/70873/umfrage/anzahl-der-postmortalen- 
  organspender-in-deutschland/ [15.04.2015]. 
6
 Vgl. Middel et al: Novellierungsbedarf des Transplantationsrecht (2010), S. 118. 
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Transplantationsgesetz verankerten Datenschutz soll in dieser Arbeit 
ebenfalls nicht eingegangen werden. 
Danach wird kurz dargestellt, wie eine Spende in der Praxis abläuft und 
welche Kriterien für die sog. Hirntod-Diagnose erfüllt sein müssen. 
Im zweiten Abschnitt dieser Ausarbeitung werden Klinikskandale 
aufgeführt, die sich in den letzten Jahren im Bereich der 
Transplantationsmedizin ereignet haben. Sie könnten möglicherweise 
auch ein Grund für die geringe Spendenbereitschaft in Deutschland sein.  
Im letzen Abschnitt dieser Arbeit werden sowohl Lösungsansätze zur 
Erhöhung der Spendenbereitschaft angeführt, die bereits vorhanden sind 
und gegebenenfalls noch verbessert werden könnten, als auch weitere 
denkbare Lösungsansätze. 
2. Überblick über das Transplantationsgesetz (TPG) 
Das sog. TPG7 trat am 01.12.1997 in Kraft und regelt die Spende, 
Entnahme und Übertragung von Organen und Geweben und stellt den 
Organhandel unter Strafe. Somit bietet das TPG einen klaren gesetzlichen 
Handlungsrahmen, bei dem Prozesse, wie die Organgewinnung und 
Organvermittlung verbindlich festgelegt sind. Die so geschaffene 
Rechtssicherheit soll der Bevölkerung eine Vertrauensbasis bieten, die 
immens wichtig für die Spendenbereitschaft der Menschen ist.8 Im 
folgenden Abschnitt soll nun ein grober Überblick über das TPG gegeben 
werden. 
2.1  Allgemeines 
Der erste Abschnitt des TPG befasst sich mit den allgemeinen 
Vorschriften. In § 1 Abs. 1 TPG ist das Ziel des TPG klar definiert. Durch 
eine umfassende Aufklärung der Bevölkerung über die Möglichkeiten der 
                                                          
7
 Gesetz über die Spende, Entnahme und Übertragung von Organen und Geweben  
  (Transplantationsgesetz – TPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 4.  
  September 2007 (BGBl. I S. 2206); neugefasst durch Bek. v. 4.9.2007 I 2206; zuletzt  
  geändert durch Art. 5d G v. 15.07.2013 I 2423. 
8
 Vgl. BZgA: Die Herausforderung annehmen (2000), S. 3. 
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Organspende soll die Spendenbereitschaft in Deutschland gefördert 
werden. Jeder Bürger soll sich mit dem Themengebiet befassen und wenn 
möglich eine eigene Entscheidung für oder gegen eine potenzielle9 
Organspende treffen.  
Weiterhin werden auch wichtige Begriffe rund um das Thema der 
Organspende geklärt (§ 1a TPG). Hiernach sind Organe mit Ausnahme 
der Haut, alle aus verschiedenen Geweben bestehenden Teile des 
menschlichen Körpers, die in Bezug auf Struktur, Blutgefäßversorgung 
und Fähigkeit zum Vollzug physiologischer Funktionen eine funktionale 
Einheit bilden. Ebenfalls sind Organteile und einzelne Gewebe eines 
Organs, die zum gleichen Zweck wie das ganze Organ im menschlichen 
Körper verwendet werden können, als Organe anzusehen. Als Organteile 
gelten beispielsweise Leberlappen und Lungenflügel.10 
Ferner ist in § 1a TPG geregelt, welche Organe der Vermittlungspflicht 
unterliegen. Hierzu zählen die Organe Herz, Lunge, Leber, Niere, 
Bauchspeicheldrüse und Darm. Das TPG grenzt diese Organe, die sich 
beim Spender nach der Entnahme nicht wieder bilden können, als nicht 
regenerierungsfähige Organe ab. Neben dieser Begriffsbestimmung der 
nicht regenerierungsfähigen Organe, werden auch die Begriffe der 
Entnahme als Gewinnung von Organen und die Übertragung als 
Verwendung von Organen in oder an einem menschlichen Empfänger 
definiert. 
Auch die Rangfolge der Angehörigen, denen die Entscheidungsgewalt 
über eine mögliche Organspende zustehen könnte, ist genau festgelegt. 
Als Erstes soll der Ehegatte oder eingetragene Lebenspartner mit der 
Entscheidung betraut werden, danach volljährige Kinder, die Eltern, 
volljährige Geschwister oder auch die Großeltern. 
                                                          
9
 Im Verlauf dieser Arbeit wird häufig die Rede von potenziellen Spenden, Spendern und  
  Empfängern sein. Das hängt damit zusammen, dass zu diesem Zeitpunkt noch unklar   
  ist, ob der Spender für eine Spende in Betracht kommt und diese stattfindet, um dem  
  Empfänger das Organ zu transplantieren. 
10
 Vgl. Breyer et al: Organmangel (2006), S. 50. 
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Außerdem befasst sich der erste Abschnitt des TPG mit der Aufklärung 
der Bevölkerung (§ 2 TPG). Vor allem die Bundeszentrale für 
gesundheitliche Aufklärung (BZgA) und die Krankenkassen sollen die 
Menschen über die Möglichkeiten und Voraussetzungen der 
Organspende, sowie deren Nutzen für kranke Menschen aufklären und 
Informationen und Organspendeausweise zur Verfügung stellen. Die 
Krankenkassen sind verpflichtet den Versicherten alle zwei Jahre 
geeignete Aufklärungsunterlagen zusammen mit einem 
Organspendeausweis zuzusenden. So sollen die Bürger aufgefordert 
werden eine Erklärung, in Form einer Zustimmung, Ablehnung oder 
Übertragung der Entscheidungsmacht auf eine andere Person, zur 
Organspende abzugeben. Hierzu ist jedoch niemand verpflichtet.  
2.2  Postmortale Spende 
Der zweite Abschnitt des TPG befasst sich mit der Möglichkeit der 
postmortalen Spende. Es handelt sich hierbei um die Entnahme von 
Organen bei toten Spendern. Laut § 3 TPG ist eine Entnahme von 
Organen nur dann zulässig, wenn eine Einwilligung des Spenders vorliegt. 
Liegt eine solche Einwilligung nicht vor oder ist dies nicht bekannt, soll der 
nächste Angehörige eine Entscheidung für oder gegen die mögliche 
Organspende treffen, die dem mutmaßlichen Willen des Spenders 
entspricht (§ 4 TPG). Der Angehörige muss allerdings in den letzten zwei 
Jahren vor dem Tod des möglichen Spenders in persönlichem Kontakt zu 
dem Toten gestanden haben, um eine solche Entscheidung treffen zu 
dürfen.  
Eine weitere Voraussetzung für die Zulässigkeit einer Organentnahme ist 
die Todesfeststellung des Spenders. Das TPG enthält hierzu zwei 
Regelungen. Zum Einen ist eine Entnahme von Organen nur zulässig, 
wenn der Tod des Spenders nach Regeln, die dem Stand der 
Erkenntnisse der medizinischen Wissenschaft entsprechen, festgestellt ist 
(§ 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 TPG) und zum Anderen ist eine Organentnahme 
unzulässig, wenn vor der Entnahme nicht der endgültige, nicht behebbare 
Bachelorarbeit  Carina Bieber  
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Ausfall der Gesamtfunktion des Großhirns, des Kleinhirns und des 
Hirnstamms nach Verfahrensregeln, die dem Stand der Erkenntnisse der 
medizinischen Wissenschaft entsprechen, festgestellt ist (§ 3 Abs. 2 Nr.2 
TPG). Hiermit ist der sog. Hirntod gemeint. Für beide Feststellungen sind 
zwei qualifizierte Ärzte, die den Spender unabhängig voneinander 
untersuchen sollen, heranzuziehen. Diese Ärzte dürfen allerdings weder 
an der Entnahme noch an der Übertragung der Organe des Spenders 
beteiligt sein. Sollte jedoch bereits der endgültige, nicht behebbare 
Stillstand von Herz und Kreislauf eingetreten sein und sind seitdem mehr 
als drei Stunden vergangen, so reicht die Todesfeststellung durch einen 
Arzt und von dem Prozess der Hirntodfeststellung kann abgesehen 
werden (§ 5 TPG). 
Weiterhin sieht der Gesetzgeber im zweiten Abschnitt des TPG noch die 
Achtung der Würde des Organspenders vor (§ 6 TPG). Der Leichnam des 
Spenders muss in einem würdigen Zustand zur Bestattung übergeben 
werden. 
2.3  Lebendspende 
In dem dritten Abschnitt des TPG ist die Entnahme von Organen bei 
lebenden Spendern geregelt (§ 8 TPG). Sie ist nur zulässig für eine 
Übertragung auf Verwandte ersten oder zweiten Grades, Ehegatten oder 
Lebenspartner, Verlobte und andere Personen mit einem besonderen 
Näheverhältnis zum Spender. Hier liegt der große Unterschied zur eben 
beschriebenen postmortalen Spende. Es handelt sich hierbei nicht um 
eine anonyme Spende, wie bei der Todspende, sondern um eine gezielte 
Spende für eine bestimmte Person.11 Der Gesetzgeber hat in § 8 TPG 
jedoch eine Subsidiaritätsklausel eingefügt. Dies bedeutet, dass eine 
Lebendspende nur dann vorgenommen werden darf, wenn zum Zeitpunkt 
der Organentnahme kein geeignetes Spenderorgan eines postmortalen 
Spenders zur Verfügung steht.  
                                                          
11
 Vgl. Beckmann et al: Organtransplantation (2008), S. 74. 
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Weiterhin muss das mögliche Spenderorgan des Lebendspenders nach 
ärztlicher Beurteilung geeignet sein, das Leben des Organempfängers zu 
erhalten, eine Verbesserung des Gesundheitszustandes zu erzielen oder 
eine Verschlechterung zu verhindern. Allerdings ist auch der zu 
erwartende Gesundheitszustand des Organspenders nach der möglichen 
Organentnahme und Übertragung zu berücksichtigen. Der Spender darf 
voraussichtlich nicht über das Operationsrisiko hinaus gefährdet oder über 
die unmittelbaren Folgen der Entnahme hinaus gesundheitlich schwer 
beeinträchtigt werden. Wäre dies der Fall, dann müsste von einer 
Lebendspende abgesehen werden.  
§ 8 TPG schreibt weiterhin vor, dass der Spender volljährig und 
einwilligungsfähig sein muss und „[…] dass er auch über mögliche 
mittelbare Folgen und Spätfolgen für seine Gesundheit, sowie über die zu 
erwartende Erfolgsaussicht der Organübertragung und sonstige 
Umstände, denen er erkennbar eine Bedeutung für die Organspende 
bemisst, durch einen Arzt aufzuklären ist.“12 Eine weitere Voraussetzung 
für eine Lebendspende ist auch eine gutachterliche Stellungnahme der 
nach Landesrecht zuständigen Kommission13, die zu prüfen hat, ob 
Anhaltspunkte vorliegen, dass die Einwilligung des Spenders in die 
Lebendspende nicht auf freiwilliger Basis erfolgte oder ob das Organ 
Gegenstand des nach § 17 TPG verbotenen Organhandels sein könnte. 
2.4  Entnahme, Vermittlung und Übertragung von Organen 
Der vierte Abschnitt des TPG befasst sich mit der Entnahme, Vermittlung 
und Übertragung von Organen, sowie mit der Zusammenarbeit bei der 
Organentnahme. Gem. § 9 Abs. 1 TPG darf eine Entnahme von Organen 
bei postmortalen Spenden nur in Entnahmekrankenhäusern durchgeführt 
werden. Entnahmekrankenhäuser sind zugelassene Krankenhäuser, die 
nach ihrer räumlichen und personellen Ausstattung in der Lage sind, 
                                                          
12
 ebd., S. 75. 
13
 Die Kommission besteht aus einem Arzt, der weder an der Entnahme, noch an der  
   Übertragung des Organs beteiligt ist, aus einer Person mit der Befähigung zum  
   Richteramt und einer in psychologischen Fragen erfahrenen Person. 
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Organentnahmen zu ermöglichen (§ 9a TPG). Das heißt, dass zum Einen 
ein Operationssaal zur Verfügung stehen muss, der dem Stand der 
medizinischen Wissenschaft und Technik entspricht, um die Qualität und 
Sicherheit der entnommenen Organe zu gewährleisten und zum Anderen 
muss das medizinische Personal für seine Aufgaben qualifiziert sein. Die 
Krankenhäuser sind verpflichtet, den Hirntod von Patienten, die als 
Organspender in Betracht kommen, nach § 5 TPG festzustellen und dies 
der Koordinierungsstelle zu melden. Die Deutsche Stiftung 
Organtransplantation (DSO) ist seit dem Jahr 2000 vertraglich als 
Koordinierungsstellte für die Organtransplantation in Deutschland 
beauftragt.14 Aufgabe der DSO ist die Organisation der Zusammenarbeit 
zwischen den Transplantationszentren und den 
Entnahmekrankenhäusern, sowie die Organisation aller bis zur 
Übertragung erforderlichen Maßnahmen. Darunter fallen die Prüfung der 
Voraussetzungen für eine Organentnahme und deren Organisierung (§ 11 
TPG), die Veranlassung von Laboruntersuchungen zur Organ- und 
Spendencharakterisierung, um die Risiken für die Organempfänger so 
gering wie möglich zu halten und die Organvermittlung zu optimieren, und 
die Organisierung des Organtransports zum Empfänger (§ 10a TPG). 
Zusätzlich müssen die Entnahmekrankenhäuser einen 
Transplantationsbeauftragten bestellen, der dafür verantwortlich ist, dass 
die Krankenhäuser ihren Verpflichtungen nachkommen und dass die 
Angehörigen des möglichen Spenders in einer angemessenen Weise 
begleitet werden (§ 9b TPG).  
Laut § 9 Abs. 2 TPG darf die Übertragung von Organen verstorbener 
Spender und die Entnahme und Übertragung von Organen lebender 
Spender nur in Transplantationszentren vorgenommen werden. Nach § 10 
TPG sind diese Transplantationszentren neben der Organübertragung 
dazu verpflichtet, Wartelisten der zur Übertragung von 
vermittlungspflichtigen Organen angenommenen Patienten, zu führen und 
                                                          
14
 Vgl. Beckmann et al: Organtransplantation (2008), S. 48. 
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über die Annahme weiterer Patienten, sowie über die Herausnahme von 
Patienten aus dieser Warteliste zu entscheiden. Die Aufnahme richtet sich 
vor allem nach der Notwendigkeit und Erfolgsaussicht einer 
Organübertragung. Hierbei ist es verboten den Gesundheitszustand eines 
Patienten zu verschlechtern, um ihn in die Warteliste aufzunehmen oder 
an eine höhere Stelle der Warteliste zu platzieren. Die Wartelisten sind 
von den Transplantationszentren an die Vermittlungsstelle zu übermitteln. 
Die Stiftung Eurotransplant (ET) ist Vermittlungsstellte für Deutschland 
und sieben weitere europäische Länder.15 Deren Aufgabe ist die 
Vermittlung von vermittlungspflichtigen Organen für geeignete Patienten, 
insbesondere nach Erfolgsaussicht und Dringlichkeit, innerhalb des 
Länderverbundes. Die Wartelisten aller Transplantationszentren müssen 
als einheitliche Warteliste behandelt werden. Die 
Vermittlungsentscheidungen durch ET sind zu dokumentieren, damit eine 
lückenlose Rückverfolgung der Organe möglich ist (§ 12 TPG). 
2.5  Richtlinien zum Stand der Erkenntnisse der medizinischen 
Wissenschaften 
Laut § 16 TPG wurde der Bundesärztekammer (BÄK) die Aufgabe 
übertragen, den Stand der Erkenntnisse der medizinischen Wissenschaft 
für einige Sachverhalte in Richtlinien festzustellen. Hierunter zählen vor 
allem die Regeln zur Feststellung des Todes nach § 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 
TPG, die Hirntodfeststellung nach § 3 Abs. 2 Nr. 2 TPG und die Regeln 
zur Aufnahme in die Warteliste. Weiterhin stellt die BÄK Richtlinien zu 
Anforderungen an die Untersuchungen des Organspenders, der 
entnommenen Organe und der Organempfänger, um die Risiken so gering 
wie möglich zu halten. Die Regeln zur Organvermittlung durch ET wird 
ebenfalls durch die BÄK festgelegt. 
                                                          
15
 Der Eurotransplant-Verbund erstreckt sich über die Länder Belgien, Deutschland,  
    Kroatien, Luxemburg, Niederlande, Österreich, Ungarn und Slowenien; vgl. hierzu  
    https://www.eurotransplant.org/cms/index.php?page=pat_germany [23.03.2015]. 
Bachelorarbeit  Carina Bieber  
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2.6  Organhandel und Strafvorschriften 
Die Abschnitte sechs und sieben des TPG thematisieren die Verbots- und 
Strafvorschriften des Gesetzes. Im Folgenden sollen nur die wichtigsten 
aufgegriffen werden.  
Grundsätzlich ist es gem. § 17 TPG verboten mit Organen, die einer 
Heilbehandlung eines anderen bestimmt sind, Handel zu betreiben, sowie 
diese Organe zu entnehmen, auf einen anderen Menschen zu übertragen 
oder sich übertragen zu lassen. Wer dagegen verstößt kann mit einer 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder einer Geldstrafe bestraft werden. 
Alleine der Versuch ist strafbar (§ 18 TPG). Weiterhin gilt dieses Strafmaß 
auch für die Organentnahme und -übertragung, wenn diese stattgefunden 
haben, ohne dass zum Zeitpunkt der Entnahme oder Übertragung alle 
Voraussetzungen vorgelegen haben. So z.B. wenn bei einer postmortalen 
Spende ein Organ ohne die Einwilligung des Spenders oder der 
Angehörigen entnommen wurde oder bei einer Lebendspende der 
Spender nicht aufgeklärt wurde, minderjährig oder nicht einwilligungsfähig 
war. Außerdem ist eine Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder eine 
Geldstrafe dann denkbar, wenn absichtlich ein unrichtiger 
Gesundheitszustand eines Patienten dokumentiert wird um ihm einen 
höheren Platz auf der Warteliste zu verschaffen.  
  
Bachelorarbeit  Carina Bieber  
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3. Ablauf einer postmortalen Organspende 
Da die sog. Lebendspende, auf die im folgenden Verlauf dieser Arbeit 
noch eingegangen werden soll, nach der gesetzlichen Konzeption bisher 
nur eine Ausnahme zu der sonst üblichen postmortalen Spende darstellt16, 
soll im folgenden Abschnitt ein grober Überblick über den Ablauf einer 
postmortalen Spende in der Praxis gegeben werden. Zur Vereinfachung 
der nachfolgenden Darstellung wird davon ausgegangen, dass sich der 
potenzielle Organempfänger bereits auf der Warteliste befindet. Auf die 
genauen Vorgänge soll nur bei der Hirntod-Diagnostik17 eingegangen 
werden. 
 
Abbildung 2: Ablauf einer postmortalen Organspende (e.D.)
18
 
                                                          
16
 Vgl. Bader: Organmangel und Organverteilung (2010), S. 10. 
17
 Unter Diagnostik versteht man das Feststellen von Krankheiten oder Störungen,  
    woraufhin eine Diagnose gestellt werden kann; vgl. hierzu  
    http://www.fremdwort.de/suchen/bedeutung/diagnostik [18.04.2015]. 
18
 Vgl. BZgA: Organspende?! – Ich habe mich entschieden, S. 42f; vgl. ebenso Bader:  
    Organmangel und Organverteilung (2010), S. 161ff. 
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Der erste Schritt einer Organspende ist zunächst die Erfassung des 
potenziellen Organspenders und dessen Hirntodfeststellung. Der Prozess 
beginnt damit, dass bei einem Patienten im Krankenhaus eine schwere 
Hirnschädigung vorliegen muss. Dies geschieht bspw. direkt durch einen 
Unfall oder indirekt als Folge eines Herzinfarktes.19  
Nun beginnt das Verfahren der Todes- bzw. Hirntodfeststellung. Hierzu 
müssen zwei Ärzte aus Entnahmekrankenhäusern unabhängig 
voneinander prüfen ob der sog. Hirntod des Patienten vorliegt. Nach § 3 
Abs. 2 Nr. 2 TPG versteht das Gesetz unter dem Hirntod den endgültigen, 
nicht behebbaren Ausfall der Gesamtfunktion des Großhirns, des 
Kleinhirns und des Hirnstamms. Falls jedoch bereits der endgültige, nicht 
behebbare Stillstand von Herz und Kreislauf eingetreten ist und seitdem 
mehr als drei Stunden vergangen sind, so reicht eine bloße Feststellung 
des Todes durch einen Arzt, da es in diesem Fall keine Möglichkeit mehr 
gibt das Leben des Patienten zu erhalten.20 Dies ist geregelt in § 5 Abs. 1 
S.2 TPG. Ist dies nicht der Fall so muss eine Hirntodfeststellung nach den 
Richtlinien der BÄK durchgeführt werden. In der Praxis geschieht das wie 
folgt: 
Als Erstes muss die Ursache der Hirnschädigung festgestellt werden, um 
sicher zu gehen, „[…] dass keine Medikamente oder 
Stoffwechselentgleisungen den beobachteten Ausfall der Hirnfunktionen 
verursacht oder mitverursacht haben.“21 Danach muss nachgewiesen 
werden, dass bei dem Patienten eine nicht umkehrbare Schädigung des 
Hirns mit vollständigem Ausfall aller Hirnfunktionen vorliegt. Hierzu werden 
spezielle Reflextests durchgeführt, auf die jedoch im Rahmen dieser 
Arbeit nicht näher eingegangen werden soll. Sind diese Tests im Sinne 
der Hirntodfeststellung positiv ausgegangen gibt es nun zwei 
Möglichkeiten der abschließenden Hirntodfeststellung. Entweder werden 
nach diesem ersten Nachweisverfahren nach einer bestimmten 
                                                          
19
 Vgl. ebd. 
20
 Vgl. Beckmann et al: Organtransplantation (2008), S. 69. 
21
 DSO/ BZgA: Kein Weg zurück… (2012), S. 28. 
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Beobachtungszeit die Reflextests nochmals durchgeführt, um alle 
Ausfallsymptome erneut zu bestätigen, oder es werden im Anschluss an 
das erste Verfahren bestimmte apparative Untersuchungen durchgeführt. 
Darunter wird bspw. die Messung der elektrischen Hirnaktivität 
verstanden, die bei nicht vorhandener Hirnaktivität eine sog. Null-Linie 
anzeigt. Wird diese Linie mindestens 30 Minuten lang angezeigt, so ist 
belegt, „[…] dass das Gehirn seine Funktionen unwiederbringlich verloren 
hat.“22 Auch eine spezielle Ultraschalluntersuchung, die zeigt, dass das 
Gehirn nicht mehr durchblutet wird, bestätigt den eingetretenen Hirntod. 
Sind diese Tests im Sinne der Hirntodfeststellung nun positiv von beiden 
Ärzten durchgeführt worden, so gilt die Diagnose des Hirntodes als 
bestätigt und verbindlich festgestellt.23  
Nachdem nun festgestellt wurde, dass die Gesamtfunktionen des Gehirns 
irreversibel erloschen sind und somit der Hirntod verbindlich festgestellt 
wurde, erfolgt eine Meldung des potenziellen Organspenders an die 
Koordinierungsstelle DSO. 
Daraufhin führt der Arzt mit den Angehörigen ein Gespräch. Ziel hierbei ist 
es die Angehörigen über die Möglichkeit einer Organspende zu 
informieren und zu klären, ob der hirntote Patient zu Lebzeiten eine 
Entscheidung zur Organspende getroffen hat. Dies kann bspw. durch das 
Ausfüllen eines Organspendeausweises, aber auch durch eine mündliche 
Mitteilung für oder gegen eine Organspende, erfolgt sein.24 Liegt weder 
eine Einwilligung, noch ein Widerspruch des Patienten vor so soll gem. § 4 
TPG der nächste Angehörige eine Entscheidung nach dem mutmaßlichen 
Willen des potenziellen Spenders treffen. Soweit die Zustimmung des 
Patienten bzw. seiner Angehörigen vorliegt, „[…] wird das Herz-Kreislauf-
System des Organspenders künstlich weiter aufrechterhalten […]“25, um 
die Organe am Leben zu erhalten. 
                                                          
22
 Ebd., S. 28. 
23
 Vgl. ebd. S. 16, S. 28. 
24
 Vgl. BZgA: Organspende?! – Ich habe mich entschieden, S. 43. 
25
 Bader: Organmangel und Organverteilung (2010), S. 163. 
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Als Nächstes veranlasst die DSO zum Schutz des möglichen 
Organempfängers verschiedene Laboruntersuchungen des Patienten, um 
bspw. die Blutgruppe oder auch eine denkbare Übertragung von 
Krankheiten festzustellen.26 
Diese medizinischen Daten sendet die DSO dann an die 
Vermittlungsstelle ET. Aufgrund dieser Daten und der sog. 
Allokationskriterien (Erfolgsaussicht, Dringlichkeit und Chancengleichheit) 
sucht die ET nach § 12 Abs. 3 TPG einen geeigneten Organempfänger für 
das Organ, das gespendet wird.27 Auf diese Kriterien soll im folgenden 
Verlauf dieser Arbeit nicht näher eingegangen werden. Da es durchaus 
möglich ist, dass ein Organspender mehrere Organe für verschiedene 
Empfänger spendet, muss ET für jedes Organ den geeignetsten 
Empfänger suchen. Sind geeignete Organempfänger gefunden, so 
benachrichtigt die Stiftung ET das zuständige Entnahmekrankenhaus, 
sowie das jeweils zuständige Transplantationszentrum. 
Die nachfolgende Organentnahme im Entnahmekrankenhaus und den 
Organtransport zu dem jeweiligen Transplantationszentrum werden von 
der DSO gem. § 11 Abs. 1a TPG vorab in Absprache mit dem 
Krankenhaus organisiert, um die Organe schnellstmöglich zum 
Transplantationszentrum transportieren zu können. Im 
Transplantationszentrum selbst wird dann das Spenderorgan auf den 
Empfänger übertragen.28 Zu den Vorgängen zur Entnahme und 
Übertragung soll im Hinblick auf die Ausarbeitung nicht näher 
eingegangen werden. 
  
                                                          
26
 Vgl. BZgA: Organspende?! – Ich habe mich entschieden, S. 43. 
27
 Vgl. ebd., S.43; vgl. ebenso Becchi et al: Organallokation (2004), S. 64. 
28
 Vgl. ebd., S. 42f. 
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4. Klinikskandale 
Sätze wie „‘Ich geb‘ doch nichts von mir her.‘ – ‘Wer weiß, ob ich schon tot 
bin.‘ – ‘Die wollen meine Organe doch nur verkaufen.‘ – ‘Sieht man doch 
in Göttingen, was die damit machen.‘“29 sind in den letzten Jahren immer 
aktueller geworden. Nach Bekanntwerden der ersten beiden 
Klinikskandale zum Thema Organspende haben sich in den zwei 
darauffolgenden Wochen Angehörige möglicher Organspender in fünf 
Fällen gegen eine Transplantation entschieden. Dies geschah mit Hinweis 
auf die zu diesem Zeitpunkt publik gewordenen Organspende-Skandale, 
die in Deutschland Aufsehen erregt hatten.30 Im folgenden Verlauf dieser 
Arbeit soll nun dargestellt werden, was passiert ist, dass einige Menschen 
im Bezug auf die Organspende so reagiert haben. Es soll jedoch nur auf 
die größten Skandale eingegangen werden, da in einigen Kliniken von 
ähnlichen Fällen, allerdings in geringerem Ausmaß, gesprochen wurde. 
4.1 Manipulation von Krankendaten 
Im Jahr 2012 geriet das Uniklinikum in Göttingen in das Visier der 
deutschen Medien. Berichten zufolge soll der leitende 
Transplantationsarzt Krankendaten absichtlich manipuliert haben, um den 
Patienten eine schnellere Lebertransplantation zu ermöglichen. Er habe 
die Patienten durch die Manipulation von Laborwerten oder der 
Verfälschung von Dialyseprotokollen31 kränker dargestellt als sie es 
eigentlich waren. Sie sind somit auf der Warteliste für ein Spenderorgan 
nach oben gerutscht und wurden dadurch auch schneller bei der 
Organvermittlung berücksichtigt.32 Bereits 2011 gab es Hinweise auf die 
Manipulation einiger Krankendaten bei Lebertransplantationen im 
Uniklinikum Göttingen. Daraufhin wurde der Arzt im November 2011 
                                                          
29
 http://www.n24.de/n24/Wissen/d/1645356/die-eigene-entscheidung-nach-dem- 
    skandal.html [29.03.2015]. 
30
 Vgl. http://www.n24.de/n24/Nachrichten/Politik/d/1584996/organspende--druck-auf- 
    aerzte-und-politik-waechst.html [29.03.2015]. 
31
 Unter dem Begriff der Dialsye wird die sog. Blutreinigung bei Menschen mit  
    Nierenerkrankungen verstanden; vgl. hierzu  
    http://www.fremdwort.de/suchen/synonym/dialyse [18.04.2015]. 
32
 Vgl. http://www.aerzteblatt.de/nachrichten/50968/Zeitung-An-Uniklinik-Goettingen- 
    offenbar-in-grossem-Stil-Organe-verschoben?s=Skandal+organspende [28.03.2015]. 
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beurlaubt und es wurde ein Auflösungsvertrag geschlossen. Laut 
Uniklinikum Göttingen könnte das Fehlverhalten des Arztes unter 
Anderem durch die bisher praktizierte Erfolgsbeteiligung bei einer 
bestimmten Anzahl an Transplantationen begründet werden.33 Daher 
wurde im Klinikum entschieden, dass die Höhe der Bezüge eines Arztes 
nun nicht mehr an die Zahl der Transplantationen gekoppelt sein soll.34 
Nachdem dieser Skandal an die Öffentlichkeit gelangt war, wurde ein 
weiterer Arzt des bereits genannten Uniklinikums von seinem Dienst 
freigestellt, da er verdächtigt wurde, an den Manipulationen beteiligt 
gewesen zu sein oder sogar selbst zu manipulieren. Dieser Verdacht trat 
auf, da der Arzt bei einigen Patienten Voruntersuchungen vorgenommen 
hatte und daher auch Einfluss auf die Pateientendaten nehmen konnte. 
Weiterhin wurde kurz darauf bekannt, dass der ehemals leitende 
Transplantationsarzt vorher im Uniklinikum Regensburg tätig war und dort 
ebenfalls für Ungereimtheiten gesorgt habe.35 Zum Einen sollen ebenfalls 
Krankendaten manipuliert worden sein36 und zum Anderen seien 
jordanische Patienten als Patienten des Uniklinikums auf die Warteliste für 
ein Spenderorgan gesetzt worden. Das machte sie zu möglichen 
Organempfängern. Jedoch hätten sie eigentlich keinen Anspruch auf ein 
Spenderorgan aus dem ET-Verbund haben dürfen, da Sie sich außerhalb 
dieses Verbundes aufgehalten haben. Allerdings ist nur ein Fall aus dem 
Jahr 2005 bekannt bei dem einer Frau in Jordanien tatsächlich eine Leber 
transplantiert wurde, die ihr eigentlich nicht zugestanden hätte. Die 
Ermittlungen wurden damals jedoch eingestellt.37 Nach Bekanntwerden 
der Manipulationsverdachte an den Unikliniken Göttingen und Regensburg 
wurden gegen beide verdächtigte Ärzte Ermittlungen wegen 
                                                          
33
 Vgl. http://www.aerzteblatt.de/archiv/128320/Transplantationsskandal-an-der- 
    Universitaet-Goettingen-Erschuetterndes-Mass-an- 
    Manipulation?s=Skandal+organspende [28.03.2015]. 
34
 Vgl. BÄK: Tätigkeitsbericht 2012 der BÄK (2013), S. 418. 
35
 Vgl. http://www.n24.de/n24/Nachrichten/Panorama/d/1579648/goettinger- 
    organspendeskandal-weitet-sich-aus.html [28.03.2015]. 
36
 Vgl. http://www.aerzteblatt.de/nachrichten/51127/Organspende-Skandal- 
    Staatsanwaltschaft-ermittelt-in-Regensburg?s=Skandal+organspende [28.03.2015]. 
37
 Vgl. http://www.n24.de/n24/Nachrichten/Panorama/d/1579596/auch-in-regensburg- 
    wurde-gemauschelt.html [28.03.2015]. 
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Bestechlichkeit und wegen des Anfangsverdachts auf Tötungsdelikte 
eingeleitet.38 Es sollte geprüft werden, ob die Bevorzugung einiger 
Patienten bei Organtransplantationen andere Menschen das Leben 
gekostet haben soll.39 Nach den Ermittlungen wurde gegen den ehemals 
leitenden Transplantationsarzt an der Uniklinik in Göttingen Anklage 
wegen versuchten Todschlags in elf Fällen erhoben, da aufgrund der 
Manipulation der Wartelisten andere schwer kranke Menschen 
möglicherweise kein Organ erhielten und daher starben. Zudem wurde 
ebenfalls Anklage wegen Körperverletzung mit Todesfolge in drei Fällen 
erhoben, da der Arzt Lebern transplantiert haben soll, obwohl die 
medizinischen Befunde gegen eine Transplantation gesprochen haben 
sollen. Der Verdacht der Bestechlichkeit hat sich jedoch nicht bestätigt. Er 
wurde im Januar 2013 in Untersuchungshaft genommen, da bei ihm der 
dringende Verdacht auf Fluchtgefahr bestand. Gegen den anderen und 
zwei weitere Ärzte wurde weiter ermittelt.40 Nach einem Jahr 
Untersuchungshaft wurde der angeklagte Arzt gegen eine Kaution in Höhe 
von einer halben Million Euro entlassen. Er musste allerdings sowohl 
seinen Reisepass, als auch seinen Personalausweis abgeben, da bei ihm 
weiterhin der Verdacht auf Fluchtgefahr bestehen würde.41 Über ein Urteil 
des Angeklagten, sowie über den Stand der Ermittlungen der in diesem 
Fall verdächtigten Personen, ist bislang noch nichts bekannt. 
Die Organspende-Skandale an den Unikliniken in Regensburg und 
Göttingen waren die ersten Fälle einer darauf folgenden Serie an 
Skandalen. Kurz darauf wurde berichtet, dass auch an den Unikliniken in 
München, Leipzig und Berlin ähnliche Fälle von manipulierten 
Krankenakten aufgetreten seien. 
                                                          
38
 Vgl. http://www.n24.de/n24/Nachrichten/Panorama/d/1579316/organspende-skandal-- 
    ermittlungen-wegen-toetungsdelikten.html [29.03.2015]. 
39
 http://www.n24.de/n24/Nachrichten/Politik/d/1586564/organspende-skandal- 
    erschuettert-vertrauen-der-patienten.html [29.03.2015]. 
40
 Vgl. http://www.aerzteblatt.de/nachrichten/55180/Organspende-Erstmals-Strafprozess- 
    wegen-Manipulation-der-Warteliste?s=Skandal+organspende [29.03.2015]; ebenso  
    http://www.aerzteblatt.de/nachrichten/54843/Organspende-Skandal-Vorwurf-der- 
    Bestechlichkeit-nicht-bestaetigt?s=Skandal+organspende [29.03.2015]. 
41
 Vgl. http://www.faz.net/aktuell/gesellschaft/kriminalitaet/organspende-prozess-aiman-o- 
    darf-zu-weihnachten-aus-dem-gefaengnis-12713889.html [29.03.2015]. 
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In Leipzig sollen 38 Menschen fälschlicherweise als Dialysepatienten 
ausgegeben worden sein, um ihnen in der Warteliste für ein Spenderorgan 
einen höheren Platz auf der Warteliste zu verschaffen. Gegen drei Ärzte 
ist ein Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts auf versuchten 
Todschlag und Körperverletzung eingeleitet worden. Sie wurden daraufhin 
suspendiert.42 Ein aktueller Ermittlungsstand ist derzeit jedoch nicht 
bekannt. 
Kurz nach Bekanntwerden der eben genannten Klinikskandale wurde 
berichtet, dass in der Uniklinik in München Urin zu einigen Blutproben 
dazu gegeben worden sein soll, um die Patienten kränker erscheinen zu 
lassen. Zudem seien alkoholkranke Patienten auf die Warteliste für ein 
Spenderorgan gesetzt worden, obwohl dies gar nicht erlaubt sei und 
krebskranke Patienten mit Metastasenbildung43 sollen Spenderorgane 
transplantiert bekommen haben.44 Aufgrund dieser Vorkommnisse hat sich 
die bayrische Landesregierung dazu entschlossen, das 
Lebertransplantationszentrum am “Münchener Klinikum rechts der Isar“ zu 
schließen.45 
Auch im deutschen Herzzentrum Berlin soll es zu manipulierten 
Wartelisten gekommen sein. Die Patienten sollen eine höhere Dosis an 
Medikamenten verschrieben bekommen haben, um so einen höheren 
Platz auf der Warteliste zu erlangen. Der derzeitige Ermittlungsstand ist 
momentan ebenfalls nicht bekannt.46 
 
                                                          
42
 Vgl. http://www.aerzteblatt.de/nachrichten/52874/Organspendeskandal-am- 
    Universitaetsklinikum-Leipzig?s=Skandal+organspende [29.03.2015]; vgl. ebenso  
    http://www.aerzteblatt.de/nachrichten/54928/Organspendenskandal- 
    Ermittlungsverfahren-gegen-drei-Leipziger-Aerzte?s=Skandal+organspende   
    [29.03.2015]. 
43
 Unter einer Metastasenbildung versteht man die Ausbreitung gleichartiger Geschwülste  
    eines Tumors; vgl. hierzu http://www.fremdwort.de/suchen/bedeutung/metastase  
    [18.04.2015]. 
44
 Vgl. http://www.aerzteblatt.de/nachrichten/53081/Neue-Vorwuerfe-im-Muenchner- 
    Organspendeskandal?s=Skandal+organspende [29.03.2015]. 
45
 Vgl. http://www.n24.de/n24/Nachrichten/Politik/d/2850778/bayern-schliesst- 
    transplantationszentren.html [29.03.2015]. 
46
 Vgl. http://www.n24.de/n24/Nachrichten/Panorama/d/5272754/ermittlungen-gegen- 
    herzzentrum-in-berlin.html [29.03.2015]. 
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4.2 Fehlerhafte Hirntodfeststellung 
Ende 2014 wurde von einem weiteren Organspende-Skandal berichtet. In 
einem Bremer Krankenhaus musste eine Organspende abgebrochen 
werden, da der Spender möglicherweise noch am Leben war. Der Bauch 
des Patienten war bereits geöffnet, jedoch soll der Hirntod nicht nach den 
dafür vorgesehenen Regeln festgestellt worden sein. Die Operation 
musste sofort eingestellt werden, da sich die Chirurgen sonst der Tötung 
schuldig gemacht hätten. Laut Medien sei dies kein Einzelfall bei dem der 
Hirntod nicht explizit nach den vorgesehenen Regeln diagnostiziert 
wurde.47 Da diese Aussage allerdings keinem wissenschaftlichen Beweis 
unterliegt, sollte sie kritisch hinterfragt werden.  
Die in der Einleitung aufgezeigte Statistik belegt jedoch, dass es 2012, 
also nach Bekanntwerden der Klinikskandale, keinen deutlichen Bruch in 
den Spenderzahlen gegeben hat. Die Zahl der Organspender hat in den 
letzten Jahren jedoch immer weiter abgenommen und es ist weiterhin zu 
erwarten, dass sie weiter sinken wird. Damit würde der Organmangel in 
Deutschland immer akuter werden. Daran könnten zwar einerseits die 
Skandale schuld sein, jedoch muss es noch andere Gründe hierfür geben. 
Daher sollen nun im folgenden Verlauf dieser Arbeit Lösungsansätze 
aufgezeigt werden, die die Spendenbereitschaft in Deutschland erhöhen 




                                                          
47
 Vgl. http://www.n-tv.de/panorama/Aerzte-stellen-faelschlicherweise-Hirntod-fest- 
    article14302796.html [29.03.2015]. 
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5. Lösungsansätze für die Erzielung einer höheren 
Spendenbereitschaft 
Technische Fortschritte im Bereich der Transplantationsmedizin, wie z.B. 
die Entwicklung künstlicher Organe oder sogar die Verwendung tierischer 
Organe, könnten in Zukunft möglicherweise dazu beitragen, das bereits in 
der Einleitung thematisierte Missverhältnis zwischen Angebot und 
Nachfrage an Organen auszugleichen. Bei der sog. Xenotransplantation 
handelt es sich bspw. um die Nutzung tierischer Organe, welche den 
Organempfängern anstelle von menschlichen Organen übertragen werden 
sollen. Bei dieser Art von Transplantation treten jedoch einige Fragen auf, 
wie z.B. ob das Leben der Menschen so viel mehr Wert sein sollte, als das 
Leben der Tiere oder ob die Überschreitung der Artgrenze nicht auch im 
Widerspruch zur Natur des Menschen stehen würde. Die ersten Versuche 
dieser Methode wurden bereits im 19. Jahrhundert durchgeführt, 
scheiterten jedoch allesamt und die Patienten starben meist innerhalb 
kürzester Zeit nach der Operation. Problematisch waren hierbei die 
Abstoßung der tierischen Organe durch den menschlichen Körper, wie 
auch die Übertragung ansteckender Krankheiten (z.B. Ebola) bzw. 
Krankheitserreger.48 Auch heute ist die Forschung noch nicht so weit, um 
davon sprechen zu können, dass diese Probleme behoben werden 
konnten. Daher bleibt abzuwarten ob und inwieweit sich das Verfahren der 
Xenotransplantation zukünftig in die Transplantationsmedizin etabliert und 
ob sie den bestehenden Organmangel unter Umständen lindern oder 
sogar beheben könnte.  
Da dies jedoch nur eine mögliche Zukunftsperspektive darstellt, sind die 
potenziellen Organempfänger auf die Spendenbereitschaft der 
Bevölkerung angewiesen. Aus diesem Grunde werden im weiteren Verlauf 
dieser Arbeit mögliche, sowie bereits vorhandene Lösungsansätze, 
aufgezeigt, die die Spendenbereitschaft in Deutschland möglicherweise 
erhöhen könnten.  
                                                          
48
 Vgl. Becchi et al: Organallokation (2004), S. 261ff. 
Bachelorarbeit  Carina Bieber  
 
                                                                                                  
  Seite 21   
              
5.1  Bereits vorhandene Ansätze 
Im folgenden Abschnitt dieser Arbeit sollen nun bereits vorhandene 
Lösungsansätze zur Erhöhung der Spendenbereitschaft in Deutschland 
angeführt, sowie gegebenenfalls Verbesserungsvorschläge gemacht 
werden.  
5.1.1 Gesetzliche Änderungen 
Die nachfolgenden Gliederungspunkte beschäftigen sich mit den 
gesetzlichen Änderungen, die im Zusammenhang mit der 
Spendenbereitschaft der deutschen Bevölkerung vorgenommen wurden. 
5.1.1.1 Verbesserte Absicherung von Lebendspendern 
In der Literatur wurde oftmals kritisiert, dass Lebendorganspender nach 
der Transplantation versicherungsrechtlich nicht ausreichend abgesichert 
wären. Der Gesetzgeber hat auf diese Kritik reagiert und zum 01.08.2012 
Änderungen im Bereich der Krankenversicherung, Unfallversicherung und 
im Entgeltfortzahlungsgesetz (EFZG) vorgenommen. Nach § 27 Abs. 1a 
SGB V haben Lebendspender nun, unabhängig vom eigenen 
Versicherungsstatus, einen Anspruch auf Leistungen der 
Krankenbehandlung gegen die Krankenkasse des Organempfängers. 
Hierzu gehören die ambulante und stationäre Behandlung der Spender, 
medizinisch erforderliche Vor- und Nachbetreuung, Leistungen zur 
medizinischen Rehabilitation, sowie Krankengeld und erforderliche 
Fahrtkosten. Einen Anspruch auf Krankengeld haben die Spender gem. § 
27 Abs. 1a SGB V i.V.m. § 44a SGB V, wenn sie aufgrund einer 
Organspende arbeitsunfähig geworden sind. Zudem haben sie ebenfalls 
einen Anspruch auf die sog. spezialfachärztliche Versorgung nach § 116b 
SGB V.49 „Dadurch kann eine qualitativ hochwertige, spezialisierte 
Diagnostik und Behandlung sowie strukturierte Nachsorge gewährleistet 
werden.“50 Im Sektor der privaten Krankenkassen ist die Verfahrensweise 
ähnlich, denn die private Krankenkasse eines Organempfängers trägt 
ebenfalls sämtliche Kosten des Organspenders. Weiterhin wurde auch 
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eine verbesserte Absicherung der Lebendspender im Bereich der 
Unfallversicherung vorgenommen. Nach § 2 Abs. 1 Nr. 13b SGB VII sind 
nun auch Personen, die Organe spenden oder an Untersuchungen 
anlässlich einer möglichen Spende teilgenommen haben, kraft Gesetzes 
in der Unfallversicherung versichert. Zu den Versicherungsfällen der 
Unfallversicherung zählen laut § 7 Abs. 1 SGB VII allerdings nur 
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten. Neu wurde hier jedoch der § 12a 
SGB VII eingefügt der besagt, dass alle Gesundheitsschäden, die im 
Zusammenhang mit der Organspende stehen, auch als Versicherungsfälle 
i.S.d. § 7 Abs. 1 SGB VII gelten. Damit sind die Lebendspender auch im 
Bereich der Unfallversicherung gut abgesichert. Auch im EFZG wurde 
eine neue Regelung, § 3a EFZG, eingefügt. Hiernach haben 
Arbeitnehmer, die aufgrund einer Organspende arbeitsunfähig und somit 
an ihrer Arbeitsleistung verhindert sind, einen Anspruch auf bis zu sechs 
Wochen Entgeltfortzahlung durch den Arbeitgeber. Dieser wiederum kann 
sich die Beträge, durch die Krankenkasse des Organempfängers, 
erstatten lassen.51             
Durch diese, vom Gesetzgeber vorgenommenen Änderungen zum 
01.08.2012, haben die Lebendorganspender einen umfangreichen 
Versicherungsschutz erhalten, der die Risiken vor, während und nach der 
Transplantation absichern soll. Aufgrund dessen wäre es durchaus 
vorstellbar, dass sich nun mehr Menschen für eine Lebendspende bereit 
erklären, da sie sich um eine spätere Absicherung keine Sorgen mehr 
machen müssten. 
Im Zusammenhang mit der verbesserten Absicherung der Lebendspender 
wäre es noch denkbar ein sog. Lebendspende-Register auf gesetzlicher 
Grundlage einzuführen, in dem die regelmäßigen Nachuntersuchungen 
der Spender überwacht, sowie auftretende Komplikationen und mögliche 
Folgen und Spätfolgen dokumentiert werden könnten. Im Hinblick auf 
diese wäre es möglich, so die Versorgung und Betreuung der Spender zu 
optimieren. Die im Jahr 2002 gegründete, gemeinnützige Stiftung 
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Lebendspende hat zwar bereits auf freiwilliger Basis ein Lebendspende-
Register eingeführt, jedoch erhält sie nicht genügend Informationen und 
Daten hierzu, um daraus aussagekräftige Rückschlüsse ziehen zu 
können.52 
5.1.1.2 Strafmaß bei Manipulation des Gesundheitszustandes 
Auch aufgrund der im Jahr 2012 publik gewordenen Organspende-
Skandale ist der Gesetzgeber im Hinblick auf diese tätig geworden. Das 
TPG wurde überarbeitet und eine Gesetzesänderung durchgeführt. Mit 
dieser Gesetzesänderung zum 01.08.2013 ist nun die unrichtige Erhebung 
des Gesundheitszustandes von Patienten, um sie auf der Warteliste zu 
bevorzugen, strafbar. Nach § 19 Abs. 2a TPG kann der Arzt, nach 
momentan geltendem Recht, bei einem derartigen Verstoß mit einer 
Freiheitsstrafe von bis zu zwei Jahren oder einer Geldstrafe bestraft 
werden. Mit dieser Gesetzesänderung sollte der Bevölkerung die Angst 
vor der Gefahr weiterer Manipulationen genommen werden und so auch 
wieder das Vertrauen in die Transplantationsmedizin gestärkt werden.  
5.1.1.3 Verbesserung der Strukturen im Krankenhaus 
Ebenfalls wurde in der Literatur oftmals bemängelt, dass die 
Krankenhäuser ihrer Mittteilungspflicht über potenzielle Organspender 
nicht nachkommen und dass sie eine mangelnde Bereitschaft und 
Fähigkeit zum erforderlichen Angehörigengespräch aufweisen, obwohl die 
Realisierung einer Organspende enorm hiervon abhängen. Gründe hierfür 
seien zum Einen, dass sie keine ausreichende finanzielle Erstattung der 
personellen und apparativen Aufwendung erhalten würden und zum 
Anderen sei das Angehörigengespräch eine psychische Hürde für das 
Personal. Aufgrund dessen hat die DSO bereits vertraglich eine 
Aufwandsentschädigung für die Krankenhäuser vereinbart. Diese sei 
allerdings immer noch nicht hoch genug. Daher wäre es denkbar, dass 
man die Aufwandsentschädigung noch höher bemessen könnte, um so 
den Krankenhäusern einen ökonomischen Anreiz zu bieten, der 
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Meldepflicht nachzukommen.53 Im Hinblick auf die mangelnde 
Wahrnehmung der Mittteilungspflicht und der mangelhaften Bereitschaft 
zu Angehörigengesprächen wurde mit der Gesetzesänderung zum 
01.08.2012 ebenfalls geregelt, dass die Entnahmekrankenhäuser 
mindestens einen Transplantationsbeauftragten bestellen müssen (§ 9b 
TPG). In der Regel kommen diese aus dem Bereich der Intensivmedizin 
und sind unter anderem dafür verantwortlich, dass die Angehörigen in 
angemessener Weise begleitet werden, dass die Krankenhäuser ihren 
Pflichten nachkommen und dass das ärztliche und pflegerische Personal 
über die Bedeutung und den Prozess der Organspende regelmäßig 
informiert wird. Ihnen kommt, aufgrund ihres umfangreichen 
Aufgabenspektrums, eine wichtige Rolle in der Transplantationsmedizin 
zu. Um zu gewährleisten, dass sie ihren Aufgaben gerecht werden 
können, sollten die Transplantationsbeauftragten weiter gestärkt werden. 
Die DSO hat bspw. bereits im Jahr 2009, in dem es noch nicht gesetzlich 
festgeschrieben war, dass ein Transplantationsbeauftragter bestellt 
werden muss, ein sog. “Curriculum Organspende“ für 
Transplantationsbeauftragte entwickelt, bei dem sie, in einem eineinhalb-
tägigen Seminar mit anschließender Prüfung, über alle relevanten Aspekte 
im Bereich der Transplantationsmedizin und Organspende informiert 
werden und so ihr Wissen auf den aktuellsten Stand gebracht wird. Dieses 
Wissen können sie dann, im Rahmen von internen, sowie externen 
Fortbildungen und Vorträgen, an die Ärzte und Pflegekräfte der 
Krankenhäuser weitergeben und ihnen so die Bedeutung der 
Organspende nahebringen.54 Damit die Beauftragten ihren Aufgaben in 
angemessener Weise gerecht werden können, wäre es daher denkbar, 
diese im Rahmen von internen sowie externen Fortbildungen weiter 
auszubauen. Weiterhin müsste ebenfalls noch das Angehörigengespräch 
verbessert werden, da dies ein wichtiges Kriterium für die Bereitschaft 
einer Zustimmung bezüglich der Organentnahme eines Familienmitgliedes 
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und somit ein entscheidendes Kriterium der Spendenbereitschaft der 
Angehörigen sein kann bzw. ist. Wie bereits vorher erwähnt, stellt dies 
oftmals eine psychische Hürde für das Personal dar, da zunächst erst 
einmal versucht wurde das Leben des Patienten zu retten und man nun 
den Angehörigen die Nachricht des Todes vermitteln muss und zugleich 
das Thema Organspende ansprechen soll. Das ärztliche und pflegerische 
Personal sollte daher auch im Bezug auf das Angehörigengespräch 
geschult werden, um die Aufgabe bestmöglich wahrnehmen zu können 
und wenn möglich eine gute Vertrauensbasis zwischen ihnen und den 
Angehörigen aufzubauen. Eine solche Vertrauensbasis könnte die 
Bereitschaft der Zustimmung zu einer Spende deutlich erhöhen.55 Die 
eben vorgeschlagenen Schulungen des Personals könnten ebenfalls 
durch die Transplantationsbeauftragten wahrgenommen werden, 
allerdings müssten diese hierzu zunächst hinreichend ausgebildet werden.  
5.1.1.4 Einführung der Entscheidungslösung 
Als eine der wichtigsten Ansätze zur Erhöhung der Spendenbereitschaft 
wurde in einschlägiger Literatur immer angeführt, dass die Bevölkerung 
ausreichend informiert und aufgeklärt werden müsse, „[…] um Bedenken 
und Befürchtungen auszuräumen, die auf Missverständnissen oder 
falschen Informationen beruhen und die hier und da Einzelne von der 
Spende abhalten mögen.“56  
Der Gesetzgeber ist im Hinblick auf diese Aufforderung tätig geworden 
und hat zum 01.11.2012 die sog. Entscheidungslösung in Deutschland 
eingeführt. Hiernach müssen Versicherte, die das 16. Lebensjahr vollendet 
haben, regelmäßig von den Krankenkassen über die Möglichkeiten und 
Voraussetzungen einer Organspende aufgeklärt werden. Die 
Krankenkassen sind verpflichtet, den Versicherten alle zwei Jahre 
Aufklärungsmaterialien und Organspendeausweise zuzusenden (§ 2 
TPG). 
                                                          
55
 Vgl. Middel et al: Organspende und Organtransplantation in Deutschland (2011), S. 11. 
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Die Versicherten sollen so aufgefordert werden, sich mit dem Thema der 
Organspende auseinander zu setzen und wenn möglich eine eigene 
Entscheidung für oder gegen eine potenzielle Spende zu treffen, wobei die 
Abgabe einer solchen Erklärung freiwillig ist. Je mehr Menschen sich mit 
dem Thema der Organspende auseinandersetzen, desto mehr Menschen 
könnten sich auch zu einer potenziellen Spende bereit erklären. 
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Abbildung 4: Einwände gegen eine Organspende
58 
Aus der vorangegangenen Statistik wird deutlich, dass 19% der Befragten 
Angst vor der Manipulation des menschlichen Körpers haben und sogar 
26% der Befragten dem Spende-System in Deutschland misstrauen. 
Durch eine umfassende Aufklärung der Bevölkerung könnten diese 
Bedenken und Zweifel behoben werden, da die Menschen rund um das 
Thema der Organspende und die damit verbundenen Prozesse informiert 
werden. Die Einführung der Entscheidungslösung bietet damit einen guten 
Ansatz für die Sicherstellung der Aufklärung der Bevölkerung. Sie ist 
allerdings bereits im Jahr 2012 in Kraft getreten und die vorangegangene 
Statistik spiegelt eine Befragung aus dem Jahr 2009 wieder, die allerdings 
erst im Jahr 2015 veröffentlicht wurde. Das kann bedeuten, dass die 
Aufklärungsmaterialien zwar ausgegeben werden, diese jedoch die 
Bedenken einiger Menschen nicht ausräumen. In den 
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Aufklärungsmaterialen werden nur kurz die Voraussetzungen für eine 
mögliche Organspende angesprochen, welche Organe gespendet werden 
können und dass einem anderen Menschen mit einer Spende geholfen 
werden könnte.59 Da dies nicht besonders umfassend erscheint, wäre es 
ratsam die Materialien noch umfassender und informativer zu gestalten, 
als sie es nach derzeitigem Stand sind. Denkbar wäre hier vor allem eine 
explizite Aufklärung zum Thema Hirntod, da dieses eines der 
schwierigsten und umstrittensten Themen der Transplantationsmedizin ist. 
Die meisten Menschen können mit dem Begriff des Hirntodes nur wenig 
anfangen, da immer wieder die Frage aufkommt „Tod bei lebendigem Leib 
– wie kann es sein, dass ein Mensch als verstorben gilt, obwohl sein 
Körper noch lebendig ist?“.60 Einige Menschen haben sogar die 
Befürchtung, dass sie als potenzieller Organspender nicht angemessen 
medizinisch behandelt werden könnten, „[…] also im Notfall zu schnell 
aufgegeben und voreilig für tot erklärt zu werden.“61 Da die bereits 
erwähnte Hirntoddiagnostik jedoch zu den sichersten Diagnosen in der 
Medizin zählt, und gewährleistet werden kann, dass vorrangig versucht 
wird das Leben des potenziellen Spenders zu erhalten, wäre es ratsam, 
die Bevölkerung in diesem Zusammenhang genügend aufzuklären, damit 
solche Bedenken ausgeräumt und das Vertrauen in die Vorgänge der 
Transplantationsmedizin gestärkt werden können.62 Zudem „[…] ist es 
auch von entscheidender Bedeutung, dass den Bürgern ein 
Organverteilungssystem vermittelt werden kann, das nicht nur transparent, 
sondern auch gerecht ist.“63 Nach § 16 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 5 TPG hat die 
BÄK die Regeln zur Feststellung des Hirntodes und der Organvermittlung 
in Richtlinien festzustellen, die dem Stand der Erkenntnis der 
medizinischen Wissenschaft entsprechen. „Diese werden von der 
„Ständigen Kommission Organtransplantation“ der BÄK erarbeitet. Neben 
medizinischen Experten gehören ihr Juristen, Ethiker, Patienten, 
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Angehörige von Organspendern sowie Vertreter der Koordinierungsstelle, 
der Vermittlungsstelle, des GKV-Spitzenverbandes, der BÄK, der 
Deutschen Krankenhausgesellschaft, des Bundes und der Länder an.“64 
Die Richtlinien werden in einem transparenten Verfahren erlassen und 
sind somit auch für die Öffentlichkeit zugängig.65 Auch hierüber sollte man 
die Bevölkerung informieren, um das Vertrauen in das 
Transplantationssystem zu stärken und so die Bereitschaft zu einer 
möglichen Spende zu erhöhen.  
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass eine umfassende Aufklärung 
der Bevölkerung auf jeden Fall einiges dazu beitragen kann, um die 
Spendenbereitschaft in Deutschland deutlich zu erhöhen, denn nur eine 
breite Aufklärung der Bevölkerung kann die vorhandenen Ängste und 
Bedenken der Menschen beseitigen und das Vertrauen in das Spende-
System stärken. 
5.1.2 Aufklärung durch Kampagnen/ Fernsehen/ Öffentlichkeitsarbeit 
Wie bereits im vorigen Abschnitt erläutert, ist es auf jeden Fall notwendig, 
die Bevölkerung umfassend über das Thema der Organspende 
aufzuklären und die Menschen dazu zu motivieren sich mit dem Thema 
der Organspende auseinander zu setzen. Dies kann allerdings auch auf 
andere Weise erfolgen, als durch Erweiterungen der 
Informationsmaterialien der Krankenkassen. Die BZgA, die gem. § 2 TPG 
ebenso wie die Krankenkassen für die Aufklärung der Bevölkerung 
zuständig ist, hat bspw. im Jahr 2009 eine Kampagne mit dem Titel 
“Organpaten werden“ entwickelt. In diesem Zusammenhang wurde eine 
bundesweite Informationstour durchgeführt, bei der sich die Menschen 
dem Thema der Organspende auf eine leicht zugängliche Art nähern und 
gleichzeitig informiert werden konnten. So wurde z.B. ein Multi-Touch-
Tisch, mit einem virtuellen Blick auf den Körper, aufgebaut, um 
aufzuzeigen welche Organe gespendet werden können. Außerdem 
wurden interaktive Säulen aufgebaut, an denen sich die Menschen über 
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den Ablauf der Organspende bis hin zur Transplantation informieren, oder 
ihr Wissen in Form eines Quiz testen konnten. Zudem wurden Videos von 
Betroffenen gezeigt, in denen berichtet wurde, was eine Organspende für 
einen Empfänger bedeutet bzw. bedeuten kann und es wurden 
persönliche Gespräche durch geschulte Mitarbeiter angeboten, die sich 
um die Fragen und Anliegen der Besucher dieser Informationstour 
kümmern sollten.66 
In Zusammenarbeit der BZgA mit der DSO wurde ein sog. Infotelefon 
Organspende eingeführt, bei dem die Menschen anrufen können und die 
Möglichkeit haben Fragen zu stellen, die sie im Zusammenhang mit einer 
Organspende beschäftigen. Zudem hat die BZgA Informationsbroschüren 
für die Bevölkerung entworfen, in denen Fragen rund um das Thema der 
Organspende aufgegriffen und die Bedeutung einer Spende näher 
gebracht werden, sowie eine Unterrichtseinheit zum Thema Organspende 
entwickelt, um die Möglichkeit für Lehrkräfte zu bieten, das sensible 
Thema der Organspende bereits im Schulunterricht, für Schüler ab einem 
gewissen Alter, anzusprechen. Hierzu wurden Arbeitsblätter, 
Kopiervorlagen, sowie ein Film erstellt, in denen die wichtigsten Aspekte 
der Organspende beleuchtet werden.67 Bisher ist es nur ein Angebot der 
BZgA, allerdings könnte man es in der Schule, ab einer bestimmten 
Altersgruppe bzw. Klasse, als Pflichtveranstaltung einführen, um zu 
erreichen, dass man sich bereits im Schulalter Gedanken über eine 
Organspende macht oder dies in seinem Elternhaus anspricht. So würden 
sich dann möglicherweise auch die Eltern und Verwandte mit dem Thema 
befassen. 
Weiterhin wurde auch, entsprechend dem technischen Stand, der 
Internetauftritt www.organspende-info.de weiter ausgebaut. Die Menschen 
können sich über diese Seite rund um das Thema der Organspende 
informieren und haben zusätzlich auch die Möglichkeit, sich selbst als 
Organpate zu erklären. Auch Prominente engagieren sich inzwischen 
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dafür, dass sich mehr Menschen für eine potenzielle Spende bereit 
erklären. Dies geschieht bspw. durch Plakate, die an zentralen Orten 
aufgehängt werden, oder auch durch kurze TV-, sowie Kinospots, in 
denen sie zeigen, dass sie zu dem Kreis der potenziellen Organspender 
gehören.68 
Auch im Fernsehen wurde das Thema der Organspende bereits 
aufgegriffen. Auf dem Fernsehsender RTL hat sich bspw. Jenke von 
Wilmsdorff in seiner Serienreihe “Das Jenke-Experiment“ dafür eingesetzt, 
die Bereitschaft zur Organspende zu fördern. Sein Ziel war, dass sich 
100.000 Menschen einen Organspendeausweis herunterladen und diesen 
ausfüllen. Nach Ausstrahlung dieser Sendung wurden tatsächlich 106.525 
neue Organspendeausweise heruntergeladen.69 
Ebenso finden sich auf dem sozialen Netzwerk “Facebook“ Seiten wie 
“Organspende - sag Ja zum Leben“70 und “Organspende – Ja“71, sowie 
eine neue Funktion, über die man sich in seinem Profil als Organspender 
ausgegeben kann.72 Hierdurch soll die jüngere Generation angesprochen 
werden, sich mit dem Thema der Organspende auseinander zu setzen. 
Die genannten Konzepte bieten eine gute Möglichkeit die Menschen dazu 
zu motivieren, sich in ihrem alltäglichen Leben, mit dem Thema der 
Organspende auseinander zu setzen. Daher sollten diese Ansätze weiter 
verfolgt und gegebenenfalls sogar ausgeweitet werden. Es könnte bspw. 
auch eine Briefmarkenserie zur Organspende und –Transplantation 
herausgegeben73, oder auf normalen Einkaufstüten für eine Spende 
geworben werden, um das Thema der Organspende im alltäglichen Leben 
der Menschen zu etablieren. 
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5.2  Weitere denkbare Möglichkeiten  
Da trotz der bereits vorhandenen Lösungsansätze immer noch ein großes 
Missverhältnis zwischen Angebot und Nachfrage an Spenderorganen 
herrscht, sollen im weiteren Verlauf dieser Arbeit nun weitere Ansätze 
aufgeführt werden, die denkbar wären, um die Spendenbereitschaft in 
Deutschland zu erhöhen und so das eben benannte Missverhältnis wieder 
auszugleichen. Bis auf den Gliederungspunkt der Ausweitung der 
Lebendspende sollen sich alle Ansätze auf die postmortale Spende 
beziehen. Die genaue und explizite Umsetzung, sowie damit entstehende 
Problematiken dieser Lösungsansätze, sollen in dieser Arbeit nicht weiter 
ausgeführt werden, da es zunächst nur um die Erörterung grundsätzlicher 
Ansätze gehen soll.  
5.2.1 Ausweitung und Förderung der Lebendspende 
Ein denkbarer Lösungsansatz um die Spendenbereitschaft in Deutschland 
zu erhöhen, wäre bspw. die Ausweitung und die Förderung der 
Lebendspende. Würde sich das Feld der Lebendspende ausweiten und 
grundsätzlich immer die Möglichkeit dieser Spende bestehen, könnten 
sich deutlich mehr Menschen, unabhängig ihrer Beweggründe, für eben 
jene entscheiden. Vorteilhaft bei der Lebendorganspende ist, dass sie auf 
freiwilliger Basis geschieht und nach vorheriger Aufklärung und 
Zustimmung durch den Arzt. Nur wenn sich der potenzielle Spender nach 
ärztlicher Beurteilung auch zu einer Spende eignet, ist diese zulässig. 
Weiterhin kann auch der Zeitpunkt für die Organtransplantation genau 
festgelegt werden. So können sowohl der Spender, als auch der 
Empfänger, optimal auf die Operation vorbereitet werden. Auch die 
Transportwege der Organe entfallen, da die Entnahme, sowie die 
Übertragung des Organs, in ein und demselben Transplantationszentrum 
stattfinden. Dadurch nimmt die Qualität des Organs kaum ab. Nach 
ärztlicher Beurteilung ist die medizinische Erfolgsaussicht bei einer 
Lebendorganspende höher als bei einer postmortalen Organspende, da 
es sich bei der Spende um ein gesundes und gut funktionierendes Organ 
handelt und sich die Gefahr der Qualitätsabnahme durch einen langen 
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Transportweg nicht ergibt.74 Außerdem würde nach ärztlicher 
Einschätzung eine verminderte Gefahr einer nachhaltigen 
Gesundheitsschädigung des Spenders, vor allem bei der Spende von 
Nieren, bestehen.75 Daher sollen nun im Folgenden Möglichkeiten 
aufgezeigt werden, wie die Lebendspende ausgeweitet, bzw. gefördert 
werden könnte. 
5.2.1.1 Aufhebung der Subsidiarität 
Nach § 8 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 TPG ist eine Lebendspende nur dann in 
Betracht zu ziehen, wenn zum Zeitpunkt der Organentnahme kein 
geeignetes Organ eines verstorbenen Spenders zur Verfügung steht. Hier 
hat der Gesetzgeber also eine sog. Subsidiaritätsklausel76 eingefügt, die 
besagt, dass die postmortale Spende der Lebendspende vorgehen muss. 
Diese gesetzliche Regelung stellt somit das zentrale Hindernis für die 
Ausweitung bzw. Förderung der Lebendspende dar. Die Begründung 
dieser Regelung liegt darin, „dass bei einer Lebendspende eine gesunde 
Person durch eine Operation, die nicht ihr selbst dient, dem Risiko des 
Todes bzw. einer gesundheitlichen Beeinträchtigung ausgesetzt wird und 
dass dies nach Möglichkeit vermieden werden soll.“77 Jedoch sollte man 
erwachsenen Personen nicht verbieten ein Organ zu spenden, wenn sie 
dies in Betracht ziehen und es ihrem eigenen Willen entspricht. Zudem ist 
der zu erwartende medizinische Erfolg bei der Lebendspende, vor allem 
bei der Spende von Nieren, höher, als bei der postmortalen Spende. 
Würde man nun die Nachrangigkeitsregel aufheben und der deutschen 
Bevölkerung vermitteln, dass die Lebendorganspende unter nahen 
Angehörigen nicht mehr nur als Ausnahme anzusehen ist, sondern als 
gesellschaftliche Selbstverständlichkeit, könnte man somit die 
Spendenbereitschaft möglicherweise deutlich erhöhen, da die Spende 
dann als “normal“ angesehen wird. Diese Vermittlung der 
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 Vgl. Fuchs: Organspende (2012), S. 88. 
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    zum Zeitpunkt der Organentnahme kein geeignetes Spenderorgan eines postmortalen  
    Spenders zur Verfügung steht. 
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Selbstverständlichkeit einer Lebendspende könnte dann bspw. durch 
Werbekampagnen oder Ähnliches realisiert werden. Sollte es 
gegebenenfalls jedoch zu einer Ablehnung der Spende kommen, müsste 
der behandelnde Arzt zusätzlich die Position eines Vermittlers einnehmen. 
Es muss dabei gewährleistet werden, dass das innerfamiliäre Verhältnis 
durch diese Ablehnung nicht belastet wird. Dies könnte sich dann bspw. 
darin äußern, dass der Arzt dem Patienten erklären würde, dass der 
Angehörige aus medizinischen Gründen nicht als Spender geeignet ist, 
obwohl dies in Wirklichkeit gegeben wäre.78  
Durch die erweiterte Möglichkeit der Lebendorganspende, aufgrund der 
Aufhebung der Subsidiaritätsklausel, zuzüglich der Vermittlung der 
Selbstverständlichkeit einer solchen Spende, würde einigen Menschen die 
Chance gegeben werden, sich für eine Lebendspende bereit zu erklären. 
Dies könnte dann die Spendenbereitschaft in Deutschland deutlich 
erhöhen. 
5.2.1.2 Legalisierung der anonymen Spende 
Weiterhin könnte man die Lebendspende ausweiten, wenn man die sog. 
anonyme Spende legalisieren würde. Gem. § 8 Abs. 1 S. 2 TPG ist eine 
Lebendorganspende bisher nur zwischen nahen Angehörigen und 
anderen Personen, die in persönlicher Verbundenheit mit dem Empfänger 
stehen, zulässig. Der Gesetzgeber begründet diese Regelung damit, dass 
bei der Lebendspende zum Einen die Freiwilligkeit gewährleistet werden 
soll, da sie immer ein gesundheitliches Risiko für den Spender darstellt 
und zum Anderen um einen möglichen Organhandel auszuschließen. 
Allerdings ist es hierbei fraglich, ob man bei der Spende unter 
Angehörigen nur von Freiwilligkeit sprechen kann, oder ob man, durch 
eine möglicherweise vorhandene Abhängigkeit, eher auch von einer 
zweckgerichteten Spende reden müsste. Hiervon wäre bei einer 
anonymen Spende keinesfalls auszugehen, da sich die Beteiligten nie 
kennenlernen würden. Daher könnte man sich hier eher sicher sein, dass 
                                                          
78
 Vgl. Motakef: Körpergabe (2011), S. 147f. 
Bachelorarbeit  Carina Bieber  
 
                                                                                                  
  Seite 35   
              
die Spende altruistisch79 und freiwillig motiviert wäre.80 Außerdem muss 
man sich bei der anonymen Spende auch die Frage stellen, warum man 
Menschen, die möglicherweise bereit wären, fremden Menschen ein 
Organ aufgrund von Nächstenliebe oder aus sonstigen Beweggründen, 
die Möglichkeit einer Spende gesetzlich verwehren sollte. Zum Thema 
Organhandel lässt sich sagen, dass dieser bereits durch das 
Organhandelsverbot im TPG ausgeschlossen wurde und im Hinblick auf 
die Lebendspende zudem die zuständige Kommission überprüfen muss, 
ob es Anhaltspunkte für Organhandel gibt. Da der Ausschluss des 
Organhandels also schon ausreichend durch das TPG gewährleistet ist, 
ist es nicht erforderlich diesen zudem noch über die Regelung mit dem 
speziellen Spenderkreis bei der Lebendorganspende auszuschließen.81 
Weiterhin muss diese Kommission nach § 8 Abs. 3 S. 2 TPG ebenfalls 
prüfen, ob die Einwilligung zur Spende möglicherweise nicht freiwillig 
erfolgt ist.  
Die Daten der potenziellen Spender könnten dann in einen sog. 
Lebendorganspende-Pool eingetragen werden, damit sie benachrichtigt 
werden können, wenn ein passender Empfänger gefunden wurde.82 
Da die Freiwilligkeit der anonymen Lebendorganspende also weiterhin 
gewährleistet sein würde und die Menschen selbst entscheiden könnten, 
ob sie an einer solchen Spende teilnehmen wollen oder nicht, sollte 
darüber nachgedacht werden sie zu legalisieren und so den Spenderkreis 
für eine Lebendspende zu erweitern. Dies wäre auch ein möglicher Ansatz 
um die Spendenbereitschaft zu fördern, da dann erst die Möglichkeit einer 
anonymen Lebendspende bestehen würde und sich die Menschen selbst 
entscheiden könnten, ob sie sich dazu bereiterklären wollen ihre Organe 
fremden Menschen zur Verfügung zu stellen oder nicht. 
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 Unter einer altruistischen Spende versteht man eine Spende, die aus   
    Uneigennützigkeit und Selbstlosigkeit motiviert ist; vgl. hierzu  
    http://www.fremdwort.de/suchen/synonym/altruistisch [18.04.2015]. 
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 Vgl. ebd., S. 141f. 
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 Vgl. Middel et al: Novellierungsbedarf des Transplantationsrechts (2010), S. 147. 
82
 Vgl. Middel et al: Organspende und Organtransplantation in Deutschland (2011),  
    S. 55f. 
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5.2.1.3 Explizite Legalisierung der sog. Überkreuzspende 
Wie bereits beschrieben ist eine Lebendspende momentan nur zwischen 
nahen Angehörigen und Personen mit einem besonderen Näheverhältnis 
zulässig. Oftmals ist es jedoch so, dass es Menschen gibt, die bereit sind 
ihrem Partner ein Organ zu spenden, dies jedoch aus medizinischen 
Gründen nicht möglich ist. Daher wäre eine weitere Lösung die 
Legalisierung sog. Cross-Over-Spenden (Überkreuzspenden). Hierbei 
handelt es sich um die Spende zwischen zwei Paaren A und B, wobei 
jeweils einer der Partner A und B auf eine Organspende angewiesen ist 
und der andere potenzielle Spender A und B zwar bereit wäre ihm ein 
Organ zu spenden, dies jedoch aus medizinischen Gründen unmöglich ist. 
Passt nun jedoch Partner A zu Spender B und Partner B zu Spender A, 
könnte der Spender A dem Partner B und Spender B dem Partner A ein 
Organ spenden. Diese Konstellation ist momentan jedoch nicht im TPG 
vorgesehen. Daher wäre einer weitere Möglichkeit zur Erhöhung der 
Spendenbereitschaft die gesetzliche Erlaubnis dieser Spende. Zwar hat 
das Bundessozialgericht (BSG) im Jahr 200383 entschieden, dass eine 
solche Spende zulässig ist, allerdings aber nur wenn ein persönliches 
Näheverhältnis zwischen Spender und Empfänger besteht. Dieses 
Näheverhältnis könne laut BSG auch entstehen, wenn die Paare sich erst 
bei einem Treffen zur Organtransplantation kennenlernen. Zum Zeitpunkt 
der Transplantation müssen Spender und Empfänger jedoch eine 
besondere Verbundenheit vorweisen können, die auch darüber hinaus 
erwartet werden kann. So könnte beiden potenziellen Empfängern 
geholfen werden. Zudem hat das BSG auch entschieden, dass die Cross-
Over-Spende keinen Organhandel i.S.d. § 17 TPG darstellt. Da jedoch die 
meisten Menschen keine Kenntnis und Information zur Cross-Over-
Spende haben, wäre es denkbar, dass man diese Art der Organspende 
explizit im Gesetz für zulässig erklärt. Die beiden Spender handeln hierbei 
freiwillig und sind bereit ein Organ zu spenden, um ihrem Partner zu 
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einem funktionierenden Organ und damit zu erhöhter Lebensqualität zu 
verhelfen.84 
5.2.1.4 Finanzielle Anreize für Lebendspender 
Der Versicherungsschutz für Lebendorganspender wurde, wie bereits 
ausgeführt, deutlich verbessert. Daher ist nun eine weitere Überlegung, 
um die Form der Spende zu fördern, ob man finanzielle Anreize für eine 
Lebendspende schaffen sollte. Möglich wäre hier z.B. eine sog. 
Anerkennungszahlung für Spender, die Verwandten ein Organ gespendet 
haben. Da die Spende durch den stationären Aufenthalt bei der 
Organentnahme und auch durch die Nachsorge einige Zeit in Anspruch 
nimmt, könnte dies durch eine Anerkennungszahlung entschädigt 
werden.85 „Zusätzlich kann es ein psychologischer Vorteil sein, wenn der 
Empfänger weiß, dass der Spender wenigstens einen finanziellen 
Ausgleich für sein Opfer erhalten hat. Der Entwicklung von 
Schuldgefühlen, von denen in der Literatur häufig berichtet wird, könnte 
auf diese Weise entgegengewirkt werden.“86 Möglicherweise würden sich 
so mehr Menschen überlegen, ein Organ an Verwandte zu spenden, da 
sie nun sowohl einem Angehörigen helfen könnten und zudem noch eine 
Anerkennungszahlung bekämen. 
Weiterhin wäre es denkbar, dass die Krankenversicherung den 
Lebendspendern eine Aufwandsentschädigung zahlen könnte. Diese wäre 
staatlich festgelegt und daher nicht verhandelbar. Somit könnte man hier 
nicht von einem Organhandel sprechen, sondern eher von einem 
staatlichen Organankauf, da die Entschädigung jedem Lebendspender 
zustehen würde. Begründet werden könnte dies dadurch, dass z.B. eine 
Nierentransplantation, gegenüber einer sonst erforderlichen Dialyse, eine 
Kostenersparnis für die Krankenkasse darstellt. Ein Teil dieser Ersparnis 
könnte dem Spender ausbezahlt werden, als Entschädigung für die 
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Risiken, die er im Falle einer Transplantation in Kauf nimmt. Diese wären 
bspw. das Risiko bei der Operation zu sterben oder auch bleibende 
gesundheitliche Schäden davon zu tragen. Auch das Prinzip der 
Freiwilligkeit, die dem Gesetzgeber bei der Lebendspende wichtig ist, 
würde ebenfalls durch die erforderliche Prüfung der Kommission gesichert 
sein, da die Menschen sich selbst entscheiden müssten, ob sie ein 
solches Angebot annehmen möchten oder nicht.87 Es wäre ebenso 
denkbar, dass sich eine Person, die zur Lebendspende bereit wäre, selbst 
entscheiden kann, ob sie eine Aufwandsentschädigung erhalten möchte, 
oder ob sie dem potenziellen Empfänger ihr Organ ohne eine solche 
Entschädigung zur Verfügung stellen will.88 
Zudem wäre es auch noch vorstellbar, wenn man Lebendorganspendern 
nicht direkte finanzielle Entschädigungen zukommen lassen würde, 
sondern lediglich Belohnungen z.B. Vergünstigungen, Gutscheine oder 
Ähnliches. Dies könnte einen möglichen Kompromiss, zwischen 
Organverkauf aus Eigennutz (finanzielle Gründe) und der altruistischen 
Spende darstellen. 
Die Zulässigkeit der genannten möglichen finanziellen Anreize müssten 
jedoch durch das TPG erlaubt werden, da diese nach derzeitigem Stand 
noch entgegen der Organhandelsvorschrift des TPG steht. Diese sieht ein 
angemessenes Entgelt bisher nur insbesondere für die Prozesse, die mit 
einer Organtransplantation einhergehen, vor. Alles andere würde einem 
Organhandel gleich kommen. 
5.2.1.5 Zwischenfazit 
Die Ausweitung der Lebendspende wäre ein Lösungsansatz der die 
Spendenbereitschaft in Deutschland erhöhen könnte. Sie hat einige 
Vorteile gegenüber der postmortalen Spende, wie z.B. der höhere zu 
erwartende medizinische Erfolg. Allerdings sollten die Risiken, die bei 
einer solchen Spende auftreten können, nicht außer Acht gelassen 
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werden. Denn trotz des derzeitigen Stands der medizinischen Technik 
können Risiken, wie z.B. das Operationsrisiko oder auch der eventuelle 
Fall einer gesundheitlichen Beeinträchtigung nach der Organentnahme 
nicht vollständig ausgeschlossen werden. Da die Menschen jedoch nicht 
zur Lebendspende gezwungen werden, sondern eigenständig entscheiden 
können, ob sie sich zu ihr bereit erklären, sollte man ihnen auch die 
Möglichkeit hierzu geben. Außerdem ist der Arzt bei dieser Spende in der 
Verantwortung, den potenziellen Spender über alle Risiken zu informieren 
und zu entscheiden, ob sich die Person auch für eine Spende eignet, z.B. 
aufgrund gesundheitlicher Beeinträchtigung. Würde man den 
Spenderkreis ausweiten und die Nachrangigkeitsregel aufheben, so 
könnten sich deutlich mehr Menschen für eine Lebendorganspende 
entscheiden. Jedoch wäre es ratsam dies erst einmal nur durch die 
Erweiterung des Spenderkreises und durch die Auflösung der Subsidiarität 
zu erreichen. Denn bei der Genehmigung von finanziellen Mitteln ist die 
Gefahr des Organhandels trotz allem gegeben, da die Grenzen zum eben 
beschriebenen Organankauf fließend sind. Gegebenenfalls müsste der 
Gesetzgeber hier regulierend eingreifen, um die potenziellen Empfänger 
dahin gehend zu schützen, dass kein Missbrauch dieser Lösung möglich 
wäre und der Patient in Zukunft für ein Organ zahlen muss, sondern dass 
der Staat nur finanzielle Anreize für Lebendspender schafft und dass dies 
auch nur Aufgabe des Staates ist und bleibt. Eventuell müssten die 
Lebendspende-Kommissionen in dieser Hinsicht gestärkt werden, um der 
umfassenden Prüfung der Freiwilligkeit und des Ausschlusses des 
Organhandels weiterhin gerecht zu werden. 
Zusammenfassend lässt sich jedoch sagen, dass die erweiterte Öffnung 
des Feldes der Lebendorganspende durchaus die Spendenbereitschaft in 
Deutschland erhöhen könnte. 
5.2.2 Widerspruchslösung als Alternative zur Entscheidungslösung 
Wie bereits unter den vorhandenen Lösungsansätzen genannt, gilt seit 
dem 01.11.2012 in der Transplantationsmedizin in Deutschland die sog. 
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Entscheidungslösung. Das bedeutet, dass alle Versicherten, die das 16. 
Lebensjahr vollendet haben, regelmäßig von den Krankenkassen über die 
Möglichkeiten und Voraussetzungen einer Organspende aufgeklärt 
werden sollen. Dies soll alle zwei Jahre durch Zusendung von 
Aufklärungsmaterialien und von Organspendeausweisen realisiert werden. 
Die Versicherten sollen so aufgefordert werden, sich mit dem Thema der 
Organspende auseinander zu setzen und wenn möglich eine eigene 
Entscheidung für oder gegen eine potenzielle Spende zu treffen. Die 
Abgabe einer solchen Erklärung ist freiwillig. Problematisch im Hinblick auf 
die Spendenbereitschaft ist hierbei, dass die Menschen sich nicht mit der 
Thematik der Organtransplantation auseinander setzen müssen, wenn sie 
dies nicht wollen. Tritt dann jedoch der Fall einer möglichen Organspende 
ein und hat der potenzielle Spender keine Erklärung hierzu abgegeben, 
müssen die Angehörigen über die Frage der Organspende bestimmen. 
Sie sollen für ihren Angehörigen entscheiden, ob ihm ein Organ 
entnommen werden darf oder nicht, obwohl sie die Meinung des 
potenziellen Spenders sehr häufig gar nicht kennen. 
Um die Spendenbereitschaft in Deutschland zu erhöhen, wäre es daher 
denkbar die sog. Widerspruchslösung, als Ablösung für die eben genannte 
Entscheidungslösung, einzuführen. Diese Regelung besagt, dass eine 
Organentnahme grundsätzlich zulässig ist, außer es liegt ein 
ausdrücklicher Widerspruch hiergegen vor.89 Damit würde die Entnahme 
von Organen bei postmortalen Spendern keine Ausnahme mehr sein, 
sondern sie würde zur Routine bzw. Normalität werden, was sich ebenfalls 
positiv im Hinblick auf die Spendenbereitschaft der Menschen auswirken 
könnte.90 Bei dieser Lösung gibt es allerdings zwei Varianten. Die erste 
Variante wäre die sog. enge Widerspruchslösung, bei der eine 
Organentnahme zulässig ist, wenn kein ausdrücklicher Widerspruch des 
Spenders selbst vorliegt. Bei der sog. erweiterten Widerspruchslösung 
hingegen würde den Angehörigen ein nachträgliches Widerspruchsrecht 
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    S. 24f. 
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Bachelorarbeit  Carina Bieber  
 
                                                                                                  
  Seite 41   
              
eingeräumt werden. Das bedeutet im Falle einer möglichen Spende ohne 
ausdrücklichen Widerspruch des potenziellen Spenders, dass eine 
Organentnahme unzulässig wäre, wenn die Angehörigen dieser 
widersprechen würden.91 Ungeachtet, welche Variante herangezogen 
werden würde, müssten keine Gründe für einen Widerspruch angegeben 
werden und es würden auch keine Nachteile durch diesen entstehen.92 
Durch die Einführung der Widerspruchslösung in Deutschland könnte 
möglicherweise eine wesentlich höhere Organspenderate erzielt werden. 
Diese Aussage begründet sich vor allem darin, dass alle Länder, bei der 
die Widerspruchslösung eingeführt wurde, höhere Transplantationszahlen 
aufweisen als Deutschland. Hierzu gehören bspw. Belgien, Österreich und 
Spanien.93 „Im British Medical Journal wurde 2009 eine systematische 
Übersicht „Impact of presumed consent for organ donation rates“ 
veröffentlicht, die verdeutlichen konnte, dass 20-30% mehr Organspenden 
mit einer Widerspruchslösung erreicht werden können.“94 Zudem sei die 
Widerspruchsrate nach internationalen Erfahrungen sehr gering.95 Gegner 
dieser Widerspruchsregel führen allerdings an, dass die Menschen 
hierdurch gezwungen würden, sich mit dem Thema der Organspende und 
damit einhergehend auch mit dem Tod zu befassen.96 Hierzu lässt sich 
jedoch sagen, dass die Entscheidung zur Organspende trotzdem jedem 
selbst überlassen wäre. Es würde weder eine Fremdbestimmung 
ausgeübt, noch würde die eigene Selbstbestimmung eingeschränkt 
werden. Jedem Menschen sei es zumutbar eine eigene Entscheidung zu 
dieser Thematik zu treffen.97 Außerdem könnte durch die Einführung der 
Widerspruchslösung eine sog. passive Akzeptanz zu Nutze gemacht 
werden. Das heißt, dass sich passive Befürworter98 der Organspende 
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 Unter dem Begriff der passiven Befürworter sind diejenigen Menschen gemeint, die  
    grundsätzlich zu einer Spende bereit wären, dies jedoch aufgrund mangelnder  
    Motivation nicht ausdrücklich erklären. 
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nicht ausdrücklich für eine Spende entscheiden müssen, sondern dass die 
Gegner einer Spende, in Form eines ausdrücklichen Widerspruches 
gegen die Organspende, aktiv werden müssen. Dies begründet sich 
daraus, dass, wie aus der nachfolgenden Statistik erkennbar, zwar einige 
Menschen grundsätzlich zu einer Spende bereit wären, jedoch erklären 
die wenigstens dies ausdrücklich, z.B. durch das Ausfüllen eines 
Organspendeausweises. 
 
Abbildung 5: Bereitschaft zur Organspende nach dem Tod 
99 
Dem könnte mit der Einführung der Widerspruchslösung entgegen gewirkt 
werden. Auch im Falle einer erweiterten Widerspruchslösung wäre es 
durchaus denkbar, dass die Angehörigen eher seltener widersprechen 
würden, wie die niedrige Widerspruchsrate der anderen Länder zeigt. 
Grund hierfür könnte sein, dass die potenziellen Spender wissen mussten, 
dass sie ohne ausdrückliches Widersprechen als Organspender in 
                                                          
99 Entnommen aus Statista:  
    http://de.statista.com/statistik/daten/studie/158903/umfrage/bereitschaft-zur- 
    organspende-nach-dem-tod/ [15.04.2015]. 
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Betracht kommen.100 Allerdings müsste die Bevölkerung umfassend über 
die Folgen eines fehlenden Widerspruches aufgeklärt werden. Dieser 
müsste zudem auf eine einfache Weise abgegeben werden können und 
die Bürger sollten darauf vertrauen können, dass der Widerspruch sicher 
dokumentiert wurde.101  
Abschließend lässt sich zur Thematik der Einführung einer 
Widerspruchslösung sagen, dass einige Gründe für ihre Einführung 
sprechen. Diese Lösung würde grundsätzlich nicht zur Organspende 
verpflichten, da diese durch einen Widerspruch verhindert werden könnte. 
Somit würde das Selbstbestimmungsrecht der Person beibehalten werden 
und sie könnte selbst entscheiden, ob sie eine mögliche Organspende 
ausschließen möchte. Zudem könnte man hierdurch die Spenderzahlen 
bzw. die Spendenbereitschaft indirekt deutlich erhöhen, da man davon 
ausgehen kann, dass die Person bereit ist, ein Organ im Falle einer 
möglichen Spende zur Verfügung zu stellen, wenn ein Widerspruch 
ihrerseits nicht erfolgt ist. Dies lässt sich auch an der hohen Spenderquote 
der Länder, für die bereits die Widerspruchlösung gilt, erkennen. Aufgrund 
dieser Regelung könnten dann auch die aus der Statistik ersichtlichen 
Personen, die zwar zu einer Spende bereit sind, dies jedoch z.B. durch 
einen Organspendeausweis nicht zum Ausdruck gebracht haben, bei der 
Spendenbereitschaft in Deutschland berücksichtigt werden. Wichtig bei 
der Einführung dieser Lösung wäre jedoch, dass der Staat die Bürger 
hinreichend über die Folgen eines fehlenden Widerspruchs aufklären 
muss. 
5.2.3 Spendenbereitschaft als Bedingung für Ansprüche auf 
Spenderorgane 
Ein weiterer denkbarer Lösungsansatz im Sinne der Erhöhung der 
Spendenbereitschaft wäre, dass man die eigene Bereitschaft, im Falle des 
Todes ein Organ zu spenden, als Bedingung für den Anspruch auf ein 
Spenderorgan etablieren könnte. Momentan hat jeder Patient auf der 
                                                          
100
 Vgl. Bader: Organmangel und Organverteilung (2010), S. 28ff. 
101
 Vgl. ebd., S. 48. 
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Warteliste, unabhängig von seiner eigenen Spendenbereitschaft, einen 
Anspruch auf ein Spenderorgan. Dieser richtet sich vor allem nach den 
Prinzipien der Erfolgsaussicht und Dringlichkeit. Die Überlegung bei 
diesem Ansatz ist die, dass man eine Verbindung zwischen der eigenen 
Spendenbereitschaft, im Falle des Todes, und dem möglichen Anspruch 
auf den Empfang eines Organs herstellen könnte.102 Denkbar wäre hier, 
dass eine Person, die sich zu Lebzeiten dazu bereit erklärt hat, potenziell 
ein Organ zu spenden, bevorzugt ein Organ erhalten würde. Die 
Menschen, die trotz allem nicht bereit sind ein Organ zu spenden, würden 
von dem Anspruch auf den Empfang eines Organs ebenfalls nicht 
ausgeschlossen werden, sondern lediglich eine geringere Priorität auf der 
Warteliste zugewiesen bekommen. Allgemein könnte jedoch der Großteil 
der Bevölkerung durch diese Lösung motiviert werden, in der Erwartung 
selbst ein Organ benötigen zu können, sich freiwillig für eine Organspende 
zu entscheiden. Die Selbstbestimmung der Person würde dabei erhalten 
bleiben, da niemand zu einer Organspende gezwungen würde. Wichtig 
wäre allerdings, dass die Bevölkerung regelmäßig über die Möglichkeiten 
und Vorteile einer Erklärung zur Spende informiert werden würde, damit 
die Menschen verstehen, dass die Organspende gegebenenfalls auch für 
sie wichtig werden könnte. Möglicherweise würden sich so auch mehr 
Menschen mit dem Thema der Organspende befassen und sich dann 
gegebenenfalls auch zu einer Spende bereit erklären.103 Kritiker führen 
hier jedoch an, dass Personen, die grundsätzlich nicht zu einer Spende 
bereit sind, aus der Angst heraus kein Spenderorgan bzw. dieses nicht 
rechtzeitig zu erhalten, falls sie auf eines angewiesen wären, zur 
Organspende gezwungen würden. Die gespendeten Organe müssten, 
nach Meinung der Kritiker, für alle Beteiligten unter den gleichen 
Voraussetzungen zur Verfügung stehen.104 Allerdings lässt sich hierzu 
sagen, dass man hier nicht von einem Zwang ausgehen könnte, da jeder 
die Möglichkeit hätte, selbst zu bestimmen. Zudem würden sie nicht von 
                                                          
102
 Vgl. Breyer et al: Organmangel (2006), S. 116f. 
103
 Vgl. Motakef: Körpergabe (2011), S. 154ff. 
104
 Vgl. Breyer et al: Organmangel (2006), S. 168f. 
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der möglichen Spende zu ihren Gunsten ausgeschlossen werden, 
sondern nur eine geringere Priorität hierfür haben. Das System würde 
Solidarität für alle gewährleisten, jedoch ganz besonders für die, die selbst 
bereit wären ein Organ zu spenden.105 Denkbar wäre hierbei auch, dass 
der potenzielle Spender zu Lebzeiten entscheiden könnte, ob er 
grundsätzlich nur an Menschen spenden möchte, die ihrerseits ebenfalls 
bereit wären, ihre Organe zu spenden oder ob er seine Organe, 
unabhängig der Bereitschaft der Menschen, zur Verfügung stellen 
würde.106 
Unter diesem Punkt, der Spendenbereitschaft als Bedingung für den 
Anspruch auf ein Spenderorgan, lässt sich auch der sog. Organclub 
anführen. Mit der Clubmitgliedschaft würden sich die Mitglieder 
verpflichten, „[…] im Falle ihres Todes ihre Organe im Clubpool zu 
veräußern. Jedes Mitglied hat dann ein Recht auf ein Organ.“107 
Befürworter sagen, dass der Mensch Eigentümer seiner Organe ist und 
darüber selbst verfügen muss. Wenn Menschen kein Transplantat 
erhalten würden, wäre dies das Resultat von verfehlter Selbstsorge und 
dem fehlenden Eintritt in den Organclub.108 Problematisch hierbei wäre 
jedoch, dass Personen, die keine Clubmitglieder sind, kein Recht auf ein 
Organ aus dem Organclub hätten. Dieser würde zwar sicherlich die 
Spendenbereitschaft erhöhen, jedoch ist die Gefahr des Zwangs zur 
Organspende allgegenwärtig, da Nichtmitglieder davon ausgehen 
müssten, dass sie kein Organ erhalten würden, wenn der Fall eintreten 
würde, dass sie darauf angewiesen wären. 
5.2.4 Indirekte finanzielle Anreize als Belohnung für die Bereitschaft 
Ein Lösungsansatz der ebenfalls denkbar wäre, um zur Erhöhung der 
Spendenbereitschaft beizutragen, ist die Gewährung von indirekten 
finanziellen Aufwendungen, etwa als Belohnung für die bekundete 
                                                          
105
 Vgl. Motakef: Körpergabe (2011), S. 155. 
106
 Vgl. Beckmann: Organtransplantation (2008), S. 138f. 
107
 Motakef: Körpergabe (2011), S. 159. 
108
 Vgl. Motakef: Körpergabe (2011), S. 158, S. 164. 
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Bereitschaft zur Spende. Vorstellbar wären hier bspw. eine Belohnung, für 
das Ausfüllen eines Organspendeausweises, z.B. in Form eines Bücher- 
oder Restaurantgutscheines oder auch einer Zahlung an eine wohltätige 
Organisation im Namen des Spenders, sowie etwaige Steuervorteile oder 
tarifliche Vergünstigungen durch die Versicherungen für erklärte Spender 
zu Lebzeiten oder auch ein Zuschuss zu den Beerdigungskosten, der 
direkt an das Bestattungsunternehmen gezahlt werden würde, um nur ein 
paar Beispiele zu nennen. Die dabei entstehenden Aufwendungen 
könnten bspw. durch eine staatliche oder staatlich beauftragte 
Organisation verwaltet und durch die Krankenkassen finanziert werden, da 
eine Transplantation kostengünstiger für sie wäre, als eine sonst 
erforderliche Dialyse. Dadurch wären die hierfür notwendigen Ressourcen 
leicht aufzubringen. Häufig wird jedoch angeführt, dass diese finanziellen 
Anreizmodelle besonders auf ärmere Menschen abzielen, da diese 
Vorteile für sie interessanter sind als für die wohlhabenderen Menschen. 
Hierzu lässt sich allerdings anführen, dass auch Anreize entwickelt 
werden könnten, die auch für die wohlhabendere Schicht interessant 
wären, wie z.B. ein exklusiv entwickeltes T-Shirt eines angesehenen 
Designers. Dieses könnte dann niemand erwerben, der nicht auch 
Organspender ist. Auch der Grundsatz der Freiwilligkeit bei der 
Organspende bliebe weiterhin gegeben, da die Menschen ihre eigene 
Entscheidung zu diesem Thema treffen können. Die Spende soll durch 
diese Anreize lediglich attraktiver für die Bevölkerung gemacht werden. 
Dies beinhaltet weder eine Belastung für den Spender, noch ein Risiko. 
Weiterhin wären diese Anreize vollständig unabhängig von einer 
tatsächlichen Transplantation, da sie auch gewährt werden würden, wenn 
der Fall einer Organspende nicht eintreten sollte. Durch die Schaffung 
dieser Anreize könnte die Spendenbereitschaft gesteigert werden, da so 
einige Menschen hierdurch motiviert werden könnten sich mit dem Thema 
der Organspende auseinander zu setzen und sich dann gegebenenfalls 
hierfür zu entscheiden. 
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6. Fazit 
Das im Jahr 1997 in Kraft getretene TPG bietet einen klaren 
Handlungsrahmen und eine Rechtssicherheit für die Bevölkerung und 
damit auch eine gute Grundlage für die Transplantationsmedizin.  Trotz 
allem gab es in den vergangenen Jahren auch Skandale in diesem 
Bereich, die das Vertrauen der Menschen in die Transplantationsmedizin 
verringert haben. Ängste und Befürchtungen, die möglicherweise schon 
vorher vorhanden waren, wurden unter Umständen zusätzlich verstärkt. 
Aufgrund des bestehenden Organmangels und da nicht davon 
auszugehen ist, dass sich der Organbedarf in den nächsten Jahren 
verringert, ist es daher mehr als notwendig Lösungsansätze zu finden, die 
die Spendenbereitschaft, trotz der bestehenden Ängste erhöhen. 
Der Gesetzgeber ist im Hinblick hierauf bereits tätig geworden und hat 
geeignete Änderungen vorgenommen, die bereits ein großer Schritt in die 
richtige Richtung waren. Die Menschen sollen wieder Vertrauen in das 
deutsche Transplantationssystem gewinnen, da es unverhältnismäßig ist, 
dass das gesamte System durch das Fehlverhalten einiger weniger 
Akteure in Frage gestellt wird. Daher sollte verstärkt in eine gute 
Aufklärung der Bevölkerung investiert werden, denn durch eine gute 
Informationsarbeit können unbegründete Ängste abgebaut und somit auch 
die Zustimmung zur Organspende erhöht werden. Das Informieren der 
Bevölkerung durch die Krankenkassen und durch Kampagnen der BZgA, 
sowie die Werbung zur Organspende durch Prominente sind geeignete 
Ansätze, um die Ängste der Bevölkerung zu reduzieren und sie so zu 
motivieren, sich mit dem Thema der Organspende auseinander zu setzen 
und eine eigene Entscheidung für sich selbst zu treffen. Da die bereits 
vorhandenen Ansätze die Spenderzahlen jedoch nicht deutlich erhöhen 
konnten, ist es nun wichtig sich noch intensiver mit der Frage, wie die 
Spendenbereitschaft zudem erhöht werden kann, zu beschäftigen. 
Indirekte finanzielle Anreize scheinen hier durchaus geeignet zu sein, da 
viele Menschen solche Angebote gerne wahrnehmen. Da es viele Leute 
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gibt, die zwar grundsätzlich bereit wären ein Organ zu spenden, dies 
jedoch selbst nie kundtun würden, könnten diese Anreize es 
möglicherweise schaffen die Menschen dazu zu bewegen, ihre 
Entscheidung zur Organspende explizit auszudrücken. Zudem könnten 
hierdurch auch Menschen, die sich noch keine eigene Meinung zum 
Thema Organspende gebildet haben, dazu motiviert werden dies 
nachzuholen und im besten Fall einer potenziellen Spende zuzustimmen. 
Auch die Einführung der Widerspruchslösung könnte ein geeignetes Mittel 
sein, um die Spendenbereitschaft in Deutschland zu erhöhen. Denn 
dadurch würden sich alle Menschen mit dem Thema der Organspende 
zwangsläufig auseinander setzen müssen, da sie eine solche nur durch 
einen expliziten Widerspruch verhindern könnten. Hierdurch würde vor 
allem auf die Leute abgezielt werden, denen es grundsätzlich egal ist, ob 
ihre Organe nach ihrem Tod gespendet werden oder nicht. 
Das Thema der Spendenbereitschaft als Bedingung für den Anspruch auf 
Spenderorgane sollte dahingegen kritisch hinterfragt werden. Die 
Spendenbereitschaft würde sich zwar möglicherweise erhöhen, jedoch 
könnte der Hauptgrund hierfür die Angst sein, selbst kein Spenderorgan 
zu bekommen, falls sie in Zukunft darauf angewiesen sein sollten. Daher 
ist die Einführung der sog. Organclubs eher kritisch zu sehen. Der 
Lösungsansatz, den Patienten jedoch nicht den Anspruch auf ein Organ 
zu verwehren, sondern eben nur den spendewilligen Patienten einen 
besseren Platz auf der Warteliste zu ermöglichen, scheint hier eher 
geeignet zu sein. Niemand müsste in der Gewissheit leben, dass er 
sterben könnte, wenn er sich nicht zu einer potenziellen Spende bereit 
erklärt. 
Die Möglichkeit der Ausweitung der Lebendspende sollte ebenfalls 
überdacht werden, da hier vor allem ein höherer medizinischer Erfolg 
erzielt werden kann. Der Gesetzgeber hat den Spenderkreis nur deshalb 
so eingeschränkt, um die Freiwilligkeit einer solchen Spende 
gewährleisten zu können und den Organhandel auszuschließen. 
Bachelorarbeit  Carina Bieber  
 
                                                                                                  
  Seite 49   
              
Allerdings könnte es durchaus Menschen geben die bereit sind, einem 
fremden Menschen ein Organ zu Lebzeiten zu spenden, z.B. aus 
Nächstenliebe, oder weil sie helfen wollen. Solange dies freiwillig 
geschieht, sollte es ihnen nicht verwehrt werden ein Organ zu spenden, 
da die Freiwilligkeit ja ohnehin durch die Kommission überprüft wird. Das 
Selbe gilt auch für die oben angeführte Cross-Over-Spende. Jedoch sollte 
man bei den finanziellen Anreizen für eine Lebendspende aufpassen und 
dies, wenn möglich, nur als letzte Lösung sehen, da die Gefahr des 
Organhandels, trotz staatlichem Eingreifen, hier allgegenwärtig wäre. 
Abschließend betrachtet lässt sich sagen, dass es enorm wichtig ist, die 
Spendenbereitschaft in Deutschland zu erhöhen, um so noch mehreren 
Patienten auf der Warteliste helfen zu können. Hierzu wurden bereits 
gesetzliche Änderungen vorgenommen, die einen guten Ansatz bieten, 
jedoch weiter ausgearbeitet werden sollten und dass über neue 
Möglichkeiten nachgedacht werden sollte. Um den bestehenden 
Organmangel jedoch deutlich reduzieren zu können, ist es notwendig an 
mehreren Punkten gleichzeitig anzusetzen. 
Meiner Meinung nach sollte sich jeder Mensch durch einen 
Organspendeausweis zu einer potenziellen Organspende bereit erklären, 
denn so könnten viele Leben gerettet werden. Das Zitat „Nehmen Sie Ihre 
Organe nicht mit in den Himmel, denn der Himmel weiß, dass sie hier 
gebraucht werden.“ hat mich in diesem Themengebiet maßgeblich 
beeinflusst und beeindruckt. Außerdem könnte jeder von uns früher oder 
später ein Spenderorgan benötigen, warum also nicht direkt mit dem 
Ausfüllen eines Ausweises beginnen?  
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